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Zusammenfassung

Biirgerbeteiligung in der Lokalen Agenda 21 (LA 21) in Berlin

Das Abschlussdokument ,,Agenda 21 der Rio-Konferenz von 1992 fordert in Kapi-
tel 28 die Kommunen auf, in einem breiten Konsultationsprozess mit ihrer Birger-
schaft lokale Aktionsprogramme fur eine nachhaltige Entwicklung zu entwickeln.
Nachdem in Berlin alle (ehemaligen) 23 Stadtbezirke in diesen Prozess eintraten,
setzte das Abgeordnetenhaus von Berlin mit seinem Beschluss vom September 1999
den Startschuss fir die Entwicklung einer gesamtstadtischen Agenda. In dieser Arbeit
werden zunéchst die Aktivitdten und Erfahrungen der Lokale Agenda 21-Prozesse in
den einzelnen Stadtbezirken ausgewertet und dann mit den gesamtstédtischen Ent-
wicklungen verglichen. Nach den Kriterien ,Partizipation®, , Offentlichkeitsarbeit*
und , Verbindlichkeit der Politik” - die sich a's zentrale Erfolgsfaktoren fur die LA 21
herausstellten - kann der Berliner Agenda-Prozess nicht as stabilisiert gelten. Wah-
rend in den Stadtbezirken die (Burger-)Beteiligung abnimmt, ist auf der gesamtstadti-
schen Ebene von vornherein eine geringe und eher ,, professionelle” Beteiligung gege-
ben. Es wird vorgeschlagen, den vagen Begriff der (Birger-)Beteiligung anhand des
Gegensatzpaares Konsens versus Dissens genauer zu differenzieren und die von Ak-
teuren zunehmend gedulerte Kritik an den in der LA 21 vorherrschenden Konsens-
strategien ernsthaft zu beriicksichtigen. Eine anstehende Wende von der Konsens-
bzw. ,win-win“-Strategie hin zu einer konstruktiven , Dissensstrategie” der soziaen
Bewegungen wird diskutiert.

Abstract

Public Participation in Local Agenda 21 (LA 21) in Berlin

In chapter 28 of the final document “Agenda 21" of the Rio Conference 1992, the
local municipalities are requested to develop local action programs to implement
sustainable development. After al (former) 23 boroughs of Berlin became involved in
the Local Agenda 21 process, the city parliament passed a resolution in September
1999 to develop a Berlin-wide Local Agenda 21. This paper investigates the activities
and experiences with the agenda processes in the individual boroughs of Berlin and,
afterwards, compares these to citywide developments. According to the criteria “ par-
ticipation”, “public relations’ and “policy commitment”—which are identified as
central for a successful process—the Berlin process cannot be considered as stabilised.
While participation has decreased in the boroughs, the citywide process was character-
ised by low participation and professional actors from the very outset. This paper
suggests that the vague concept of participation should be distinguished along the
concepts of consensus and dissent. The criticism against the consensus strategy of the
Local Agenda 21 mentioned by local actors should be taken seriously into account.
The upcoming turn from consensus and win-win strategies towards new dissent strate-
giesin social movementsis discussed.
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1. Einleitung

Die Agenda 21, ein Aktionsprogramm fir das 21. Jahrhundert, ist das wichtigs-
te Ergebnis der Konferenz der Vereinten Nationen fur Umwelt und Entwicklung
(UNCED) in Rio de Janeiro 1992. Bezugnehmend auf den 1987 verdffentlich-
ten Brundtlandreport ,,Our Common Future’ einigten sich Vertreter aus 178
Staaten auf ein Zukunftsprogramm, das sich am Leitbild der Nachhaltigen Ent-
wicklung orientiert. Das Aktionsprogramm gilt sowohl fir Industrie- als auch
fur Entwicklungslander. Es enthélt unter anderem Festlegungen zur Armutsbe-
kémpfung, zur Bevdlkerungspolitik, zu Handel und Umwelt, zur Klima und
Energiepolitik, zur Landwirtschaftspolitik sowie zu finanzieller und technologi-
scher Zusammenarbeit der Industrie- und Entwicklungslander. Das Aktionspro-
gramm ist jedoch vdlkerrechtlich nicht verbindlich.

Die Agenda 21 ist nicht nur eine Vereinbarung tber Handlungen auf nationaler
und internationaler Ebene. Mit dem Kapitel 28 , Initiativen der Kommune zur
Unterstiitzung der AGENDA 21" wird explizit die Bedeutung der lokalen Ebe-
ne betont: , die Beteiligung und Mitwirkung der Kommunen [ist] ein entschei-
dender Faktor bel der Verwirklichung der in der Agenda enthaltenen Ziele. [...]
Jede Kommunalverwaltung soll in einen Dialog mit ihren Birgern, ortlichen
Organisationen und der Privatwirtschaft eintreten und eine kommunale Agenda
21 beschliefen” (BMU 1997, S. 231).

Aufgabe der Gemeinden ist es, sich selbst ihre Ziele fir eine nachhaltige Ent-
wicklung zu setzen und eine Vision fir die langfristige Zukunft der Gemeinde
zu entwerfen. Ebenso werden konkrete Mal3nahmen zur Umsetzung erarbeitet.
In Kapitel 28 werden keine inhaltlichen Definitionen vorgegeben. Die Agenda
21 ist adso kein vorgefertigtes Patentrezept, sondern ein individueller, langfristi-
ger Prozess.

Die Agenda 21 soll somit den Rahmen fir eine neue Qualitdt der Zusammen-
arbeit in der Entscheidungsfindung und in der Umsetzung geben. Dabei wird
die Umsetzung der Lokalen Agenda 21 stark von der Qualitdt der Kommunika-
tion ihrer Akteure abhangen. Das Engagement der Burgerinnen gilt as eine
bedeutende Ressource fur die Kommune. Die Mitgestaltung der eigenen Zu-
kunft kann in der Gemeinde Motivation und Identifikation mit der ortlichen
Gemeinschaft bedeuten.



Bereits unmittelbar nach der Rio-Konferenz waren in den Berliner Stadtbezir-
ken - wenn auch in sehr unterschiedlichem Mal3 - die ersten Aktivitdten und
Initiativen zur Entwicklung einer Lokalen Agenda 21 zu verzeichnen. In Vorbe-
reitung der UN-Umweltkonferenz in New York im Juni 1997 zeigten erste
Ergebnisse Uber die Umsetzung der Agenda 21 aber, dass die Berliner Aktivité
ten erst am Anfang waren und verstérkt werden missen (Abgeordnetenhaus von
Berlin, Drs. 13/2395). Vor alem die stadtweite Koordination der Einzelaktivité-
ten sollte weiter voran getrieben werden.

Im Oktober 1994 leitete der Stadtbezirk Berlin-Kopenick als erster die Erstel-
lung einer Lokalen Agenda 21 mit einem Beschluss der Bezirksverordneten-
versammlung (BVV) ein. Der letzte BVV-Beschluss folgte erst Mitte 1998 im
Stadtbezirk Berlin-Wilmersdorf (Abgeordnetenhaus von Berlin, 19993, S. 83).

Mit dem Beschluss des Abgeordnetenhauses im September 1999 (Abgeordne-
tenhaus von Berlin, Drs 13/4138) zur Vorbereitung einer gesamtstadtischen
Agenda sollte nun ein stérkerer Fokus auf die Verknlpfung der bezirklichen
Aktivitéten gelegt werden. Der entsprechende Senatsbeschluss folgte im Okto-
ber 2000. Bis zum Herbst 2003 soll — koordiniert vom Agenda-Biro der Se-
natsverwaltung fur Stadtentwicklung - die Vorlage einer Gesamtberliner Agen-
da erarbeitet werden. Dazu ist im Juli 2000 die zweite Enquete-Kommission
,Lokale Agenda 21/Zukunftsfahiges Berlin® eingerichtet worden. Weliter hat
sich im Juli 2000 das Agendaforum Berlin-Brandenburg gegriindet, das in
Nachfolge des Runden Tisches fur Nachhaltige Entwicklung in Berlin und
Brandenburg die unterschiedlichen Interessensgruppen zusammenfihrt und
prioritdre Handlungsfelder der LA 21 identifiziert. Zur BUndelung und Be-
kanntmachung der Einzelinitiativen der LA 21 in Berlin wurde von Juni bis
Oktober 2000 die AgendaWerkstatt veranstaltet. Diese gab Raum fir Ausstel-
lungen, in denen Berliner LA 21-Initiativen ihre Arbeit vorstellen konnten.
Weiter wurden in Podiumsdiskussionen Themen der zukunftsfahigen Entwick-
lung diskutiert.

Im vorliegenden Bericht werden die aktuellen Entwicklungen der Berliner Lo-
kalen Agenda 21 untersucht und dokumentiert. Zwei Ziele stehen dabei im
Vordergrund:

® Es soll ein Uberblick tiber wichtige Aktivitaten und Strukturen der bezirkli-
chen und insbesondere des gesamtstadtischen Agenda-Prozesses gegeben
werden.



® Die Entwicklungen der Berliner Agenda 21 werden unter dem Gesichtspunkt
der (Burgerlnnen-)Beteiligung betrachtet und abschlief3end insbesondere in
Zusammenhang mit Konsens- versus Dissensstrategien diskutiert.

Dazu wurde zum einen die verflgbare Literatur zum Berliner Agenda-Prozess
ausgewertet, zum anderen flief3en Ergebnisse der teilnehmenden Beobachtung
aus unterschiedlichen Agenda-Veranstaltungen in den Bericht ein (z. B. Agen-
daWerkstatt, Plenumssitzungen des Agendaforums, Zukunftswerkstatt des
Arbeitskreises Birgerbeteiligung). Weiter habe ich Experteninterviews mit
Agenda-Akteuren aus Verwaltung, Bezirkskoordination, Wissenschaft und
NGOs zum bezirklichen und gesamtstadti schen Agenda-Prozess durchgefiihrt.

Zunéchst wird ein kurzer Uberblick tber den Stand der LA 21 in Deutschland
und in Berlin gegeben (Kap. 2). In Kapitel 3 werden Erfahrungen und For-
schungsstudien aus der bezirklichen Agenda-Arbeit in Berlin dargestellt. Aus-
gehend von dieser Grundlage werden die Entwicklungen auf gesamtstadtischer
Ebene betrachtet (Kap. 4). Das Augenmerk liegt hier insbesondere auf den
gesamtstadtischen Strukturen und auf der Frage der Betelligung und Bekannt-
heit der LA 21 in Berlin. In Kapitel 5 geht es um die Professionalisierung des
LA 21-Prozesses. Abschliefsend wird der Zusammenhang zwischen Beteiligung
und Konsensprinzip innerhalb der Lokalen Agenda 21 diskutiert (Kap. 6). Im
Fazit (Kap. 7) werden weiterfihrende Forschungsfragen abgel eitet.

2. Die Lokale Agenda 21 in Deutschland und Berlin

2.1. Die Lokale Agenda 21 in Deutschland

Im européischen Vergleich gehort Deutschland zu den spéteren Einsteigern in
den Lokale Agenda 21-Prozess. In der Studie , Sustainable Communities in
Europe” (vgl. Lafferty, 1999; Lafferty & Coenen, 2000) wurde die Implementa-
tion der LA 21 in européischen Landern untersucht. Nach dem Zeitpunkt und
der Anzahl der Agenda-Aktivitéten werden die untersuchten Lander in vier
Gruppen eingeordnet: die , pioneers’, die ,followers’, die , late-comers® und die
.laggards® (vgl. Abb.1). Deutschland zahlt zu den ,late-comers®, deren
Kommunen in recht geringer Anzahl (unter 20 Prozent) erst in den Jahren 1995-
1996 in den LA 21-Prozess eintraten. Zu den Vorreitern zéhlen vor alem
Grof3ritannien und Schweden. Freilich ist dabel zu beachten, dass es in
Schweden weniger als 300 Stadte und Gemeinden und in Grofbritannien seit



einer Verwaltungsreform weniger als 500 Councils gibt (vgl. Young 1998,
S.185), die eine Lokale Agenda 21 beschlief3en konnen. In Deutschland
existieren dagegen circa 15.000 Stadte, Gemeinden und Kreise (vgl. Kern,
1999, S. 19). Das ist sicher einer der Griinde, warum in Deutschland erst einige
Jahre spéter alsin den Vorreiterlandern mit der Umsetzung der Lokalen Agenda
21 begonnen wurde und der Antell der entsprechenden Beschliisse zur Lokalen
Agenda in Deutschland noch immer nur bel 13,3 Prozent der Stadte und
Gemeinden liegt.

. Timing of active and broad-based implementation
Relative numbers
of initiatives Early Later Latest
(1992-1994) (1995-1996) (1997-1999)
High (> 60 %) Sweden Denmark
Great Britain Finland
H - 0,
Wedium (20-60 %) Netherlands Norway
Spain
Austria Italy
< 0,
Low (< 20 %) Germany* Ireland
France

*Data for Germany only available up to 1998

ABBILDUNG 1

Zeitpunkt und Breite der LA 21-Aktivitaten in 12 européaischen Landern
(Lafferty & Coenen, 2000, S. 5)

Weitere Faktoren scheinen fur die Unterschiede in der Umsetzung der Lokalen
Agenda 21 in den einzelnen Landern eine Rolle zu spielen (vgl. Kern, 1999,
S. 20ff.). Erstens sind politisch-institutionelle Faktoren von Bedeutung. In
groferen Kommunen ist der Beschluss fir eine Lokale Agenda 21 wahrschein-
licher, da kleine Kommunen haufig gar nicht Uber die nétigen Handlungskapa-
zitéten verfigen. In deutschen Kommunen leben zum Beispiel durchschnittlich
weniger Einwohner als in schwedischen oder britischen Kommunen. Ein Vor-
teil der grofReren Stadte ist auch, dass sie eher in (trans)-nationalen Stadtenetz-
werken eingebunden sind, die zur Ubernahme erfolgversprechender Politikmus-
ter beitragen.!

! Zur Bedeutung transnationaler Stadtenetzwerke in Europavgl. Kern (2001).




Zweitens spielen Unterschiede im Kommunalverfassungsrecht eine Rolle. Die
foderale Struktur in Deutschland teilt die Entscheidungsmacht auf mehrere
Ebenen auf, was die rasche Umsetzung einer Lokalen Agenda 21 durchaus
hemmen kann (vgl. auch Lafferty & Coenen, 2000). Unitarische Staaten, in
denen zentralistische Strukturen eine Tradition haben, scheinen Programme wie
die Lokale Agenda 21 schneller implementieren zu konnen.

Drittens wird die Verflgbarkeit von Ressourcen immer wieder als zentraler
Faktor fur die Umsetzung der Lokalen Agenda 21 genannt. So war die vom
Zentralstaat gewdhrte finanzielle Forderung in Schweden und in den Niederlan-
den fUr die rasche Umsetzung sicher ein grol3er Vorteil gegeniber ,, Nachziig-
lern“.? Die forderliche Wirkung der finanziellen Unterstiitzung ist auch in
Deutschland erkennbar. Die Umsetzung der Lokalen Agenda 21 ist in den Bun-
deslandern am weitesten vorangeschritten, die entsprechende Zuschisse gewah-
ren —z. B. Nordrhein-Westfalen oder Hessen.?

Viertens haben in foderalistischen Staaten wie Deutschland, in denen die Ge-
meinden relativ autonom sind, Organisationen, die der Selbstkoordination der
Stadte und Gemeinden dienen (Deutscher Stadtetag, Stadte- und Gemeinde-
bund), einen geringeren Einfluss als z. B. in Schweden oder Grof3britannien.
Wahrend in Schweden und Grolbritannien die Koordination und der Transfer
zwischen den Kommunen sehr friih durch die Gemeindeverbande tibernommen
wurden, entstanden in Deutschland erst zu einem spaten Zeitpunkt Agenda-
Transferstellen (vgl. Kern, 1999, S. 21).

Die genannte Studie von Lafferty & Coenen (2000) stiitzt sich bezlglich der
deutschen Entwicklungen nur auf Daten bis zum Jahr 1998. Neuere Erhebungen
zeigen, dass die Umsetzung in den deutschen Kommunen insgesamt noch im-
mer recht gering ist. Eine Befragung des CAF/Agenda-Transfer in Nordrhein-
Westfalen zahlt im Mé&rz 2001 in Deutschland 1.892 kommunal e Beschltisse zur
Lokalen Agenda 21. Das sind 13,3 Prozent aller deutschen Stéadte, Gemeinden
und Kreise (von insgesamt 14.227 kommunalen Gebietskorperschaften bun-

% In den Niederlanden werden Lokale Agenda 21-Prozesse mit einem Betrag von einem Gul-
den pro Einwohner jahrlich aus dem allgemeinen Staatshaushalt unterstiitzt (vgl. Serwe,
1997). Fir die unterschiedlichen staatlichen Forderprogramme in Schweden vgl. Eckerberg,
Forsberg und Wickenberg (1998).

% Zu den Auswirkungen der finanziellen Férderung durch Landesmittel und der Einrichtung
von Agenda-Transferstellen vgl. Blgja (1998, S. 117).



desweit).* Abbildung 2 zeigt die Agenda-Beschliisse fiir die jeweiligen Bundes-
lander. Die Beschlusslage variiert von Bundesland zu Bundesland erheblich. In
den Fléchenstaaten schwankt der Anteil zwischen 0,9 Prozent in Sachsen-
Anhalt und 59,3 Prozent in Hessen. Defizite bestehen vor allem in Ostdeutsch-
land, was damit erkl&rt werden kann, dass die Lokale Agenda 21 weiterhin
primér als umweltpolitisches Programm angesehen wird. In den ostdeutschen
Kommunen stehen aber eher soziale Fragen und das Thema Arbeitslosigkeit im
Vordergrund.®

Ergebnisse von Umfragen des Deutschen Instituts fir Urbanistik ergeben, dass
die Agenda-Aktivitéten von Mitgliedsstadten des Deutschen Stadtetages in den
letzten Jahren angestiegen sind (vgl. Rosler, 1996, 1997, 1999, 2000). Im Jahr
1999 bezeichneten 90 Prozent der Stadte (150 Stadte) die Entwicklung einer
Lokalen Agenda 21 als ihre Aufgabe. Dazu liegt bei 131 Stadten auch ein poli-
tischer Beschluss vor, 13 Stadte bereiten diesen gerade vor. Im Vergleich dazu
hatten 1996 von 157 Stadten insgesamt 83 Stadte (53 Prozent) die LA 21 as
ihre Aufgabe bezeichnet, und erst in 27 Stadten hatte dazu ein politischer Be-
schluss vorgelegen (Rodler, 1999).

Bis 1999 haben 27 Prozent der Stéadte bereits Leitbilder aufgestellt, in weiteren
51 Prozent befinden sich diese in Vorbereitung. Als inhaltliche Schwerpunkte
wurden vor alem Klimaschutz und Energie, gefolgt vom Thema Verkehr ge-
nannt. Als ein weiterer herausragender Schwerpunkt wurden Birgerbeteiligung
und Offentlichkeitsarbeit genannt. Die dazu am haufigsten genutzten Kommu-
nikationsformen sind Pressearbeit, Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen,
Informationsschriften, Veranstaltungen in Volkshochschulen, Ausstellungen
und Foren.

Als grofites Hemmnis fur die Einfihrung, Entwicklung und Umsetzung der
LA 21 gibt nach wie vor der Grofdteil der Stadte das Fehlen von Finanzmitteln
oder von Personal an. Dartiber hinaus wird vor allem mangelndes Interesse der
gesellschaftlichen Gruppen angegeben. Genannt wird das mangelnde Interesse

“ Daten sind zu beziehen liber CAF/Agenda-Transfer (http://www.agenda-transfer.de/). Dass
hier nun von 14.227 statt wie oben von 15.003 kommunalen Gebietskérperschaften gespro-
chen wird, liegt an der reduzierten Ausgangsbasis, die von CAF/Agenda-Transfer in dieser
Erhebung zugrunde gelegt wurde.

®> Ein Uberblick Uber die Entwicklung in den deutschen Stadten und Gemeinden bietet der
Sammelband von Kuhn, Suchy und Zimmermann (1998). Hier finden sich auch zahlreiche
Fallbeispiele einzelner Kommunen.
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ABBILDUNG. 2

Kommunale Beschlusse zur lokalen Agenda 21. Prozentzahlen beziehen
sich auf die Gesamtzahl von Stadten, Gemeinden und Kreisen im
jeweiligen Bundesland. Daten: CAF/Agenda-Transfer, Stand: 26.3.2001.

vor alem bei der Privatwirtschaft, bel der Bevolkerung und in der Verwaltung
(Rosler, 1999, 2000).

2.2. Die Lokale Agenda 21 in Berlin

Im deutschlandweiten Vergleich gehdrt Berlin durchaus zu den aktiven Stad-
ten.® In allen ehemals 23 Berliner Stadtbezirken’ liegen politische Beschliisse
zur LA 21 vor. Vorreiterbezirke wie Berlin-Kopenick gehorten zu den ersten

®Die relativ hohe Aktivitdt gilt fir alle deutschen Stadtstaaten. Alle groReren Stédte in
Deutschland arbeiten heute an einer LA 21 (vgl. auch Kap. 2.1).

" Die Bezirksfusion zum Januar 2001 hat die ehemals 23 Berliner Stadtbezirke zu nun 12
Stadtbezirken zusammengefaldt. Im folgenden wird weiterhin von 23 Stadtbezirken gespro-
chen, da diese bislang die relevanten Einheiten fir die Agenda-Prozesse darstellten.




Kommunen, die aktiv den LA 21-Prozess in Gang gebracht haben und Vorbild-
charakter fur nachfolgende Stadte in Deutschland hatte (vgl. UBA, 1998).

Berlin hat durch seine Grof3e eine ganz eigene Entwicklungslinie im LA 21-
Prozess. Der Prozess war in viele, mehr oder weniger vernetzte stadtbezirkliche
Prozesse aufgesplittert. Der Zeitpunkt der ersten LA 21-BeschlUsse variierte
zwischen den Stadtbezirken um vier Jahre (Kopenick: 1994, Berlin-Wilmers-
dorf: 1998). Erst durch den Beschluss des Abgeordnetenhauses im Oktober
1999 und des Senats im Oktober 2000 zur Entwicklung einer Gesamtberliner
Agendawurde der Prozess offiziell auf die gesamtstadtische Ebene gehoben.

Im Gegensatz zu diesen spdten Beschltissen hat das Land Berlin in seiner Aner-
kennung der Verantwortung fir eine nachhaltige Entwicklung bereits recht frih
internationale Vertrége unterzeichnet und ist Mitglied in internationalen Netz-
werken geworden, die mit der Entwicklung einer Lokalen Agenda 21 im Zu-
sammenhang stehen:

® Seit Ende 1990 ist Berlin Mitglied im ,,Klimabtndnis Européischer Stadte
mit indigenen Volkern der Regenwdalder (Alianza del Climae. V.). Hier hat
sich Berlin verpflichtet, den CO,-Ausstol? bis zum Jahr 2010 (im Vergleich
zum Jahr 1987) zu halbieren (vgl. Vogelsang, 1998).

® Seit 1992 ist Berlin Mitglied bei , Towns & Development”, einem 1986 ge-
grundeten internationalen Netzwerk von Kommunen, NGOs und lokalen Ini-
tiativen, das Nord-Sud-Partnerschaften unterstiitzt. Im Oktober 1992 wurde
von Towns & Development eine internationale Nord-Sid-Konferenz unter
dem Titel ,, Kommunale Initiativen fir eine zukunftsbestandige Entwicklung*
in Berlin durchgeftihrt. Das Abschlussdokument der Konferenz, die ,, Charta
von Berlin“, hat Berlin unterschrieben und sich so verpflichtet, den
Entwicklungsandern bei der Bewdltigung wirtschaftlicher und politischer
Probleme zu helfen und mit ihnen aktiv fir eine nachhaltige Entwicklung
zusammenzuarbeiten (vgl. Abgeordnetenhaus von Berlin, 19993, S. 38f1.).

® Die Stadt Berlin unterzeichnete 1994 die , Charta von Aaborg* und ver-
pflichtete sich somit in Lokale Agenda 21-Prozesse einzutreten und langfris-
tige Handlungsprogramme fir eine zukunftsfahige Entwicklung aufzustellen.



Die , Charta von Aalborg“8 ist das Abschlussdokument der ,, European Con-
ference on Sustainable Cities & Towns*. Diese Konferenz wurde von der
Stadt Aalborg und der Européischen Kommission veranstaltet und inhaltlich
vom , Internationalen Rat fur kommunale Umweltinitiativen* (ICLEI) ausge-
richtet. Berlin wurde 1994 Mitglied von ICLEI (vgl. Abgeordnetenhaus von
Berlin, 19993, S. 39).

® Im November 1995 unterzeichnete Berlin die ,Charta von Vaencia“, das
Abschlussdokument der Umweltkonferenz der in der Europdischen Union
(EV) zustandigen regionalen Minister und politisch Verantwortlichen. Hier-
nach sollen regionale Regierungen bel der L6sung globaler Umweltprobleme
einbezogen werden (BMBau, 1996).

2.3 Berlin-Hamburg: ein kurzer Vergleich

Der Prozessverlauf von den bezirklichen Prozessen zum gesamtstadtischen
Prozess ist spezifisch fur Berlin. Im Vergleich dazu verzeichnen andere groflie
deutsche Stadte wie etwa Hamburg oder Frankfurt am Main einen anderen
Prozessverlauf. In Hamburg beispielsweise ging die erste Initiative zur LA 21
von der Birgerschaft® aus (1995). Die Birgerschaftsfraktionen legten die Ges-
taltung des Prozesses federfilhrend in die Hande der Umweltbehdrde.™® Im Ja-
nuar 1996 beschloss der Senat™ die Aalborg-Charta zu unterzeichnen.

Die Hamburger Umweltbehtrde verfolgte die Strategie: ,,Von der Mitarbeiter-
beteiligung zum Projekt* (Stoff-1senberg, 1998). Hier waren in mehreren 0f-
fentlichen Foren gut 300 Verwaltungsmitarbeiter beteiligt, die einerseits als
Multiplikatoren zur Bekanntmachung der LA 21 wirken und andererseits nach-
haltige Projekte bearbeiten sollten, um den Prozess konkret voranzutreiben.

Im Gegensatz zu Berlin, wo nach der Unterzeichnung der Aalborg-Charta auf
gesamtstadtischer Ebene lange Zeit keine Aktivitaten folgten, wurde in Ham-
burg direkt nach der Unterzeichnung ein top-down-Prozess initiiert. Daflr wur-

8\Vgl. das Dokument , Charta der Européischen Stadte und Gemeinden auf dem Weg zur
Zukunftsbestandigkeit (Charta von Aalborg)“, (Abgeordnetenhaus von Berlin, 1999a, S.
477 ff.).

® Parlament der Freien und Hansestadt Hamburg.

% Durch diese institutionelle Verortung in der Umweltbehérde wurde der Hamburger Agenda-
Prozess stark 6kologisch ausgerichtet (vgl. Mordhorst, 1998) und hatte so Schwierigkeiten, die
breitere Bedeutung der nachhaltigen Entwicklung an die Offentlichkeit zu bringen.

| andesregierung der Freien und Hansestadt Hamburg.



de der Hamburger LA 21-Prozess insofern kritisiert, dass die Ministerialebene
normale WahlburgerInnen nicht dauerhaft einzubeziehen versuchte (Dangschat,
1997, S. 83).

Die Aktivitdten der Hamburger Bezirke begannen erst spater und haben sich
sehr unterschiedlich entwickelt. Es wurde deutlich, ,, dass auf der Bezirksebene
[...] die Nachhaltigkeits-Prozesse vielfdltiger sind und unter deutlich héherer
Beteiligung interessierter Laien stattfindet® (Dangschat, 1997, S. 83). Obwonhl
direkt nach Beginn des Agenda-Prozesses der unabhangige ,, Zukunftsrat Ham-
burg“*?, ein ZusammenschluR aus Organisationen und Initiativen, gegriindet
wurde (Mérz 1996), wurde der Prozess zunachst von der Umweltbehorde domi-
niert. Der Zukunftsrat schaffte es langere Zeit nicht, sich eine effektive Struktur
zu geben und eine breitere Debatte dartiber zu fihren, was mit nachhaltiger
Entwicklung wirklich gemeint ist (S. 84). Mittlerweile beansprucht der auf
knapp 90 Mitglieder angewachsene Zukunftsrat zwar, ,,dass die Nachhaltig-
keits-Vision von Rio in der Zivilgesellschaft in Hamburg Fuld gefal3t“ habe,
beklagt aber gleichzeitig, , dass, Nachhaltigkeit' und ,Agenda 21* fir die Mehr-
heit der Hamburger Bevdlkerung nach wie vor ein Fremdwort sind“ (Zukunfts-
rat Hamburg, 2000, S. 6).

Der Beginn des Agenda-Prozesses an der Basis der Bezirke bzw. von der Spitze
der Politik und Verwaltung haben sowohl Vor- als auch Nachteile. In Hamburg
ist der , top-down“-Prozess zu Beginn effizienter gewesen und hat Projekte in
der Verwaltung angestof3en, wurde aber nicht breiter in den Bezirken und der
Offentlichkeit verankert. So haben drei von sieben Bezirken in Hamburg noch
keinen Bezirksverordnetenbeschluss zur Erstellung einer Lokalen Agenda. Laut
einer Befragung der Bezirke im Sommer 2001 leiden die bezirklichen Prozesse
vor allem an der mangelnden Begeisterung und Beteiligung der Bevolkerung.*®

Berlin dagegen hat durch die Entstehung des Prozesses aus den Stadtbezirken
heraus zunachst eine breitere Verankerung bei den Initiativen und Einzel perso-
nen erlangt (die alerdings dennoch a's unzureichend kritisiert wird). In dieser
Reihenfolge hat aber die Ausweitung des Prozesses auf die gesamte Stadt |an-
gere Zeit beansprucht. Wahrend dessen ist die Beteiligung in den Bezirken

2 vgl. http://www.zukunftsrat.de/.

3 Telefonische Mitteilung der Umfrage-Ergebnisse durch Gerlinde Geffers, Zukunftsrat
Hamburg (31. Juli 2001).
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wieder zurtickgegangen. Das Berliner Modell soll im folgenden genauer be-
trachtet werden.

3. Erfahrungen aus der Agenda-Arbeit in den Berliner
Stadtbezirken

In diesem Kapitel werden Lokale Agenda 21-Initiativen der Berliner Stadtbe-
zirke dargestellt. Zunéchst werden Organisationsformen der LA 21 genannt,
wie sie in Prozess begleitenden Studien identifiziert wurden. Weiter werden aus
der Literatur drei entscheidende Erfolgsfaktoren fir die LA 21 extrahiert —
Beteiligung, Offentlichkeitsarbeit, politische Verbindlichkeit — wovon im weite-
ren insbesondere die Beteiligung im Zentrum der Betrachtung stehen wird.

3.1 Die Organisation von Lokale Agenda 21-Initiativen in Berlin

Die Agenda-Initiativen in den Berliner Stadtbezirken unterscheiden sich zum
Teil stark in ihren Arbeitsformen und inhaltlichen Entwicklungen. Das inhaltli-
che Themenspektrum reicht etwa von lokalen Gesprachskreisen zu Themen
wie: Zukunft der Arbeit oder nachhaltiges Wirtschaften, Aktivitéten zur Stadt-
teilbegriinung, die Einfihrung von Oko-Audit-Systemen in der Stadtverwaltung
bis hin zum Aufbau von Partnerschaften mit Initiativen in Entwicklungsléndern.

Es gibt bisang keine befriedigende theoretische Erklarung fur Entwicklungen
und Erfolge in den Initiativen. Die theoretische Ausehandersetzung beschrankt
sich meist auf Typologien, die die verschiedenen Arbeits- und Organisations-
formen der Initiativen und Aktivitaten der LA 21 systematisieren.

Anhand von Feldbeobachtungen in sechs Berliner Stadtbezirken haben de Haan
und Mitarbeiterlnnen (de Haan, Kuckartz, Rheingans-Heintze, 2000) vier unter-
schiedliche Organisationsmodelle von Agenda-Initiativen identifiziert: das
Kooperations-, Initiations-, Verwaltungs- und Netzwerkmodell. Die Modelle —
die z. T. nur in Nuancen voneinander abgrenzbar sind — unterscheiden sich
mal3geblich entlang des Ausmalles der Blrgerbeteiligung und entlang der Hie-
rarchieebene, auf der die Agenda-Aktivitéaten initiiert, gesteuert und umgesetzt
werden. Auf diese beiden zentralen Unterscheidungsmerkmale weist auch eine
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ahnliche Typologie von Agenda-Initiativen aus der Minchener Studie von
Brand et al. (1999, 2000a, 2000b) hin.**

Etwas aggregierter, daftr aber transparenter, konnen die Modelle zu zwei Ty-
pen zusammengefasst dargestellt werden: ein , basisdemokratisches’ und en
»hierarchisches* Agenda-Modell.

Das basisdemokratische Modell ist durch eine Organisation mit flachen Hierar-
chien und durch die Strategie gekennzeichnet, méglichst viele Birger und Inte-
ressengruppen einzubeziehen. Das Modell steht vor der Herausforderung, ba-
sisdemokratische Ideale der Selbstbestimmtheit und solidarische Arbeitsformen
sowie die Realisierbarkeit und Effektivitét der Initiative miteinander zu verbin-
den.

Das hierarchische Modell ist durch die Leitung durch professionelle Akteure
gekennzeichnet. Die Strategie beinhaltet nicht die breite Einbeziehung von
Blrgern. Haufig werden hier die Aktivitdten von den Bezirksverwaltungen
gesteuert. Andere Beteiligte werden zwar zur Unterstiitzung herangezogen,
nicht jedoch zum gleichberechtigten Dialog Uber Ziele, Perspektiven und Akti-
vitéten des Agenda-Prozesses.

Bilrgerbeteiligung und Hierarchisierung kénnen als zwei zentrale Achsen be-
trachtet werden, die die unterschiedlichen Strategien von Agenda-Initiativen in
Prozess- und Ergebnisorientierung unterscheiden. Die Bedeutung der Partizipa-
tion fur Agenda-Prozesse ist somit nochmals unterstrichen und wird im folgen-
den als zentraler Erfolgsfaktor untersucht.

3.2. Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren der LA 21 auf der Ebene der
Berliner Stadtbezirke

Alle Agenda-Modelle haben Vor- und Nachteile. In der Praxis lassen sich keine
»reinen Organisations-Modelle finden, sondern Initiativen sind in der Regel
Mischformen. So lésst sich nicht ein identifiziertes Modell als erfolgverspre-
chendes , Vorbild“ fur alle Agenda-Initiativen benennen. Vielmehr miissen aus
den Modellen einzelne Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren extrahiert werden.

“Brand et al. (2000a, 2000b) unterscheiden das ,Neue Politik Modell“, das , Effizienzmo-
dell, das ,Verwatungsmodell* und das Modell ,Partizipatorischer Bildungsweg”. Diese
Typologie ist zwar nicht direkt mit der von de Haan et al. (2000) vergleichbar, da sie den
Fokus auf andere Merkmale legt. Beide Typologien zeigen aber Uberschneidungen in ihrer
Differenzierung entlang der Achsen Burgerbeteiligung und Hierarchisierung.
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Neue Potentiale ergeben sich, wenn die Schwachen der Modelle mdglichst
minimiert und die Stéarken maximiert werden.

Erfolg lasst sich entlang der Strategien der genannten Agenda-Modelle mindes-
tensin zwel Weisen definieren:

® im Sinne einer Prozessorientierung: Fuhrt der Agenda-Prozess zu einem
breiten Diadog und zur Demokratisierung der Entscheidungsstrukturen?
Bestimmen Beteiligte aus allen gesellschaftlichen Bereichen mit, wie nach-
haltige Entwicklung verstanden werden soll? (vgl. das , basisdemokratische
Modell*).

@® im Sinne der Ergebnisorientierung: Stehen am Ende des Prozesses messhare
Ergebnisse, die Berlin nachhaltiger machen als zuvor? (vgl. das , hierarchi-
sche Modell“).

Die beiden Definitionen schlief3en sich nicht aus. Am Ende eines breiten Kon-
sultationsprozesses kénnen (und sollen) durchaus messbare Ergebnisse stehen.
Ebenso kann ein Ergebnis eines ergebnisorientierten Vorgehens auch die Ver-
besserung von Beteiligungsstrukturen sein. Die Schwerpunkte der jeweiligen
Erfolgsdefinition unterscheiden sich aber und eréffnen die Kontroverse zwi-
schen Effizienz versus Partizipation (vgl. Brand et a., 2000a, S. 23).

In der vorliegenden Studie wird die Lokale Agenda insbesondere auf ihr Betei-
ligungspotential untersucht. Die Erfolgsfaktoren im Sinne der Beteiligung sind
von primarem Interesse, da gerade der Schwerpunkt der Agenda 21 auf den
breiten Konsultationsprozess die neue Qualitét und Herausforderung fur die
Politik darstellt.

Aus den genannten Agenda-Modellen und aus Prozess begleitenden Studien
lassen sich mal3gebliche Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren ableiten, die in den
folgenden drei, gegenseitig voneinander abhangigen Kategorien zusammenge-
fasst werden konnen: Partizipation, Offentlichkeitsarbeit, politische Verbind-
lichkeit.

3.2.1. Partizipation

Strukturell 1assen sich drei Hauptgruppen von Akteuren identifizieren. Das sind
erstens die Birgerinnen, zweitens verschiedene Amter der Bezirksverwaltungen
und drittens Verbande.
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Burgerlnnen: Die Beteiligung der Birgerlnnen am Agenda-Prozess in Berlin ist
recht gering. Hauptséchlich sind Personen beteiligt, die schon zuvor in anderen
Initiativen beteiligt waren. Im UN-Dokument , Agenda 21 wird den Birgerin-
nen eine zentrale Rolle zugewiesen, die aber noch nicht eéingenommen wird.

Verwaltung: Die Aktiven in der Verwaltung sind meist der Leiter oder die Lei-
terin des Umweltamtes. Seltener sind auch mal Stadtréte intensiver beteiligt.
Generell kommt die Initiative selten aus einem Amt, sondern hangt eher an
engagierten Einzelpersonen, die ein Amt bekleiden — ist also sehr
personengebunden. Wechselt diese Person z. B. das Amt, stagnieren die LA 21-
Aktivitdten. Es besteht also Handlungsbedarf hinsichtlich der strukturellen
Verankerung der LA 21 in den Amtern der Bezirksverwaltungen.

Verbande: In der bezirklichen LA 21 engagieren sich vor allem Personen, die
traditionell im Umweltschutz innerhalb von NGOs aktiv sind. Das mag ein
Berlin spezifisches Phénomen sein, da diese Stadt schon seit den 60er Jahren
einen hohen Anteil solcher Initiativen aufweist. Dadurch dominieren Umwelt-
fragen Uber soziale und 6konomische Fragen in der LA 21. Andere Verbande,
wie jene der Wirtschaft, Gewerkschaften, der Wohlfahrt sind in der Regel kaum
an der bezirklichen Agenda-Arbeit beteiligt. Parteien sind bislang nur im Ostteil
Berlins engagiert. (de Haan, 2000, S. 173).

Das am haufigsten genannte Manko im Lokale Agenda 21-Prozess ist die man-
gelnde Beteiligung der Birgerinnen, aber auch anderer gesellschaftlicher Inte-
ressengruppen. In der Bewegungsforschung pragte Gamson (1988) fur solch
geringe Anknupfungsfahigkeit den Begriff der mangelnden , kulturellen Reso-
nanz‘. Das Thema LA 21 scheint aktuell nicht ausreichend an verbreitete ge-
sellschaftliche Erzéhlungen, Wertungen oder Leitmotive (vgl. Rucht, 1996)
anzuschlief3en.

Folgt man allerdings den oben genannten Organisationsmodellen, so kann die
geringe Beteiligung in einiger Hinsicht ebenso als Erfolgsfaktor gelten. Die
hierarchischen und verwaltungsorientierten Agenda-Initiativen scheinen zum
Beispiel weniger Reibungsverluste im Kommunikationsprozess und in der
Organisation zu verzeichnen, als die stérker prozessorientierten, basisdemokra-
tischen Beteiligungsmodelle.

Spétestens hier wird deutlich, dass hinter den identifizierten Agenda-Modellen
vollkommen unterschiedliche Zielsetzungen stehen. Gestlitzt auf die Forderung
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des Kapitels 28 der Agenda 21 nach einem Konsultationsprozess mit den Bir-
gerlnnen (BMU 1997, S. 231) soll hier zunachst nur von ,, Agenda-Modellen*
gesprochen werden, wenn die Birgerbeteiligung auch sichtbar gegeben ist. Ein
Agenda-Prozess, der von der Verwaltungsspitze initiiert ist und sich mal3geblich
auf die Verankerung nachhaltiger Ideen in der kommunalen Verwaltung kon-
zentriert, sollte eher as eine , Reformbemihung der Verwaltung® bezeichnet
werden. Solche Reformbemihungen sind sicher lobenswert und fruchtbar. Sie
decken aber nur einen kleinen Tell des breiten Agenda-Konzeptes ab und mis-
sen somit eher a's paralleler und nicht als deckungsgleicher Prozess zur Lokalen
Agenda 21 betrachtet werden.™ Biirgerbeteiligung kann somit als eine notwen-
dige, wenn auch nicht hinreichende Bedingung fir Agenda-Prozesse bezeichnet
werden (dass diese Definition durchaus umstritten ist und vielleicht in dem Rio-
Dokument doch nicht ausreichend gestiitzt wird, wird in Kapitel 6 diskutiert).

Wenn Brand et al. (2000b) auch verwaltungsorientierte und hierarchische Initia-
tiven als ,, Agenda“‘-Modelle bezeichnen, widerspricht das nicht dieser , Betelli-
gungsbedingung“ der LA 21. Denn wenn es darum geht, die LA 21 langerfristig
zu stabilisieren, werden ,, Partizipation und burgerschaftliches Engagement” als
konstitutive Elemente bezeichnet. Ebenso gelten ,, dialogische Probleml Gsever-
fahren“, die die Birgerlnnen in einen Konsensprozess einbeziehen, sowie die
, Offentliche Sichtbarkeit”, also ein hdheres Mald an Wissen Uber die LA 21 in
der Bevolkerung, als Stabilisierungskriterien fir Lokale Agenda-Prozesse
(Brand et al., 2000b, S. 252 ff.).

Erfolgsfaktoren fr Beteiligung

Aus den praktischen Erfahrungen der Initiativen der sechs von de Haan et al.
(2000) untersuchten Stadtbezirke, der Prozessbegleitung in Berlin-Kopenick
(UBA, 1998) und des Vergleichs zwischen den Stadtbezirken Berlin-Kreuzberg
und Berlin-Friedrichshain (Stadtpolitik von unten, 1998) lassen sich einige
Vorgehensweisen ableiten, die das birgerschaftliche Engagement unterstiitzen
sollen:

® Birger konnen durch konkrete, 6rtliche Schllissel projekte motiviert werden.

1> Zur Verschiebung kommunaler Leitbilder von der Ordnungskommune {ber die Dienstleis-
tungskommune zur Birgerkommune siehe Banner (1998). Hier wird zwar die stérkere Beteili-
gung der Birgerlnnen vorgeschlagen, die Akteure auf dem Weg zur Birgerkommune bleiben
aber - im obigen Sinne des ,, hierarchischen Modells* - wiederum Staat und Kommunal verwal -
tung und nicht die Blrgerinnen selbst.
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® Das Thema , soziale Verantwortung” ist derzeit ein entscheidender Erfolgs-
faktor fur alle Handlungsfelder und sollte nicht durch das Thema Okologie
Uberlagert werden (UBA, 1998, S. 99).

® Ressourcenverfigbarkeit und weitestgehende Unabhangigkeit gelten as
allgemeingtiltige V oraussetzungen fiir Burgerbeteiligung.*®

® Ein breiter Dialogprozess erfordert kommunikative Kompetenz bei den Be-
teiligten (vgl. de Haan et al., 2000, S. 94).

® Offene und aktivierende statt formale Burgerbeteiligung (vgl. Plal3meier,
1998).

® Externe Prozessbegleitung (z. B. Moderation).'’

® Kenntnis von und Akzeptanz der LA 21 durch effektive Offentlichkeits-
arbeit.

3.2.2. Offentlichkeitsarbeit

Reprasentative Umfragen besagen, dass bis zum Jahr 2000 erst 13 % der Be-
volkerung in Deutschland von dem Konzept der nachhaltigen Entwicklung
gehort haben (BMU 1998, 2000). Die von de Haan et al. (2000) in Berlin
durchgefiihrte Umfrage kommt bezliglich der Bekanntheit der Lokalen Agenda
21-Initiativen zu dhnlich erntichternden Ergebnissen. In einer Umfrage in den
Stadtbezirken Berlin-Kopenick, -Lichtenberg, -Steglitz und -Tiergarten haben
nur 16 % der Burgerlnnen schon von der Lokalen Agenda 21-Initiative in ihrem
Stadtbezirk gehort. Wenn weiter gefragt wurde, was die Befragten denn Uber
die Initiative gehort hétten, konnten nur etwa die Halfte der Personen eine Ant-
wort geben. Das Wissen Uber die Initiativen in den Bezirken ist also sehr ge-
ring.

Bei der Frage,,Haben sie den Begriff der Nachhaltigkeit schon einmal gehort?”,
antworten in der Berliner Befragung 31 % mit ,,ja‘. Haufig wurde das K onzept
der Nachhaltigkeit aber nicht mit der Lokalen Agenda 21 in Verbindung ge-

16 Als Beispiel fiir eine autonome Organisationsform und einen auf Unabhéngigkeit bedachten
Finanzierungsmodus wird die Burgerbewegung LA 21 Berlin-Friedrichshain (BBLAF) ge-
nannt (Projektgruppe Stadtpolitik von unten, 1998, S. 42). Zu den Konflikten bei Zieldifferen-
zen zwischen geldgebender Kommunalverwaltung und lokaler Bevolkerung vgl. auch Selman
& Parker (1997, S. 181).

7V gl. die erfolgreiche Prozesshegleitung in Berlin-K épenick (UBA, 1998).
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bracht oder die genannte Bedeutung des Begriffs war entweder falsch oder
schwammig.

Esist also bisang nicht gelungen, das Konzept der Nachhaltigkeit und die Ak-
tivitaten der LA 21-Initiativen der Stadtbezirke in der Offentlichkeit bekannt zu
machen. Das weist darauf hin, dass auf lokaler Ebene ein komplexes Kommu-
nikations- und Bildungskonzept zur Nachhaltigkeit erforderlich ist (de Haan,
2000, S. 175 ff.).

Als Erfolgskriterien fir eine effektivere Offentlichkeitsarbeit werden u. a. dis-
kutiert: die eindeutigere Definition der Begriffe ,,Agenda 21 und , Nachhaltig-
keit"; die Verbesserung der massenmedialen, der staatlichen und der von Br-
gerinitiativen getragenen Umweltkommunikation (de Haan, 2000, S. 175 ff.),
die stérkere Transparenz der Organisationsstrukturen der LA 21'%; die Definiti-
on anschaulicher Indikatoren fur offentlichkeitswirksame (Selbst-)Kontrolle.

3.2.3. Politische Verbindlichkeit

Der Agenda-Prozess unterscheidet sich insbesondere durch seine dialogische
Prozessorientierung von herkémmlichen Politikmodellen (dieses setzt die oben
genannte ,, Beteiligungsbedingung® voraus und gilt nicht in gleicher Weise fir
verwaltungszentrierte und hierarchische Agenda-Modelle). Daher sehen sich
LA 21-Initiativen in besonderer Weise der Herausforderung gegentiber, Reden,
Tun und politisches Handeln in einen konstruktiven Gleichklang zu bringen.
Unter Nutzung der aufgebauten Struktur sollten alle Teile der Bevdlkerung mit
Entwirfen fir einzelne Mal3nahmen oder fir ein gesamtes Aktionsprogramm
vertraut gemacht und in die Umsetzung einbezogen werden. In dieser Phase des
Prozesses ist es unbedingt notwendig, einen verbindlichen Beschluss der Be-
zirksverordnetenversammlung Uber das Kompromisspapier herbeizufihren, um
die Umsetzbarkeit zu gewahrleisten. Ein langwieriger Diskussions- und Pla-
nungsprozess, dessen Ergebnisse nicht in eine verbindliche politische Entschei-
dung mtinden, sondern unbeachtet bleiben oder nur mit Verzogerung behandelt
werden, kann zum einen dazu fihren, dass eine Menge Arbeit ohne erkennbares
Ergebnis bleibt. Zum anderen kann die Motivation der Beteiligten und das
Vertrauen in politische Betelligung massiv geschadigt werden (vgl. auch Rich-
ter, 1999).

18 Diesbeziiglich hat beispielsweise die LA 21-Initiative K dpenick gute Erfahrungen mit einem
Organigramm der LA 21-Struktur gemacht (UBA, 1998, Anlage 1).
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Solche Einflisse von Handlungen bzw. Unterlassungen der Verwaltung und der
Politik auf LA 21-Prozesse untersuchen Geil3el & Kern (2000) unter der Per-
spektive des Sozialen Kapitals.® Unter dem Begriff des soziadlen Kapitals wer-
den drel Elemente zusammengefasst: (1) soziales, d. h. zwischenmenschliches
Vertrauen, (2) Reziprozitatsnormen, d. h. Normen der Gegenseitigkeit im Sinne
von ,Geben und Nehmen” und (3) Netzwerke zivilen Engagements (Putnam
1993, S. 167 ff.). In einer Kommune vorhandenes soziales Kapital kann forder-
lich fur den Agenda-Prozess sein. Die Zusammenarbeit unterschiedlicher ge-
sellschaftlicher Gruppen im Rahmen der LA 21 kann das soziale Kapital gege-
benenfalls sogar erhthen. Im Gegenteil dazu kann es aber zur Erosion von
sozialem Kapital kommen, wenn das Vertrauen zwischen den Akteuren ent-
tauscht wird. Im Zusammenhang mit der Lokalen Agenda 21 besteht die Ge-
fahr, dass insbesondere das vertikale soziale Kapital geschwacht wird, weil das
Vertrauen in die Verbindlichkeit und Unterstiitzung der Politik enttauscht wird.

Diese Entwicklung ist in vielen Berliner Stadtbezirken beobachtbar. Zunéchst
wurde politische Verbindlichkeit von staatlicher Seite bis zu einem gewissen
Grad aufgebaut. Auf internationaler und nationaler Ebene verpflichtete sich
Deutschland zur Berlcksichtigung der Agenda 21 und zur Orientierung am
Leitbild der nachhaltigen Entwicklung. Auch die Stadt Berlin ist einige Schritte
auf die Lokale Agenda 21 zugegangen — zum Beispiel durch die Unterzeich-
nung der Aaborg-Charta im Jahr 1994. Weiter wurden nach und nach in alen
(ehemaligen) 23 Berliner Stadtbezirken Beschliisse der Bezirksverordnetenver-
sammlungen (BVV) zur Erstellung einer Lokalen Agenda 21 gefasst (vgl. Ab-
geordnetenhaus von Berlin, 19993, S. 83). Weitere Verbindlichkeit und Unter-
stitzungen der LA 21 unterblieben aber bzw. wurden in den langsamen Mhlen
der Entscheldungsprozesse verzégert.

Die BVV-Beschlisse liefen z. T. schon lange auf sich warten (der letzte Be-
schluss im Bezirk Berlin-Wilmersdorf erfolgte erst Mitte 1998), was bereits zu
einiger Frustration unter Betelligten am Agenda-Prozess fuhrte. Entschliisse
Uber die Bereitstellung von Ressourcen fur den Agenda-Prozess wurden vertagt,
die Behandlung von erarbeiteten Vorlagen (beispielsweise von Leithildern)
erlangten wenig Beachtung in Verwaltung und Politik. Mehr und mehr ehren-
amtliche Beteiligte an Agenda-Initiativen fiihlen sich in ihrer Arbeit nicht ernst-

¥ Zum Zusammenhang zwischen lokaler Partizipation und soziem Kapita in US-
amerikanischen und bundesrepublikanischen Stadten siehe auch Geil3el (2000).
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genommen und bleiben dem Prozess fern.® Miihsam aufgebautes soziales K api-
tal — anfangliches Vertrauen in andere Akteure, entstandene Netzwerke, Formen
der Zusammenarbeit — |Gst sich wieder auf.

Ein Berlin spezifisches und dennoch symptomatisches Beispiel fur die Wirkung
politischer Unverbindlichkeit auf einen Agenda-Prozess, ist die Entwicklung
des Berliner Koordinatorlnnen-Modells.

Das Berliner Koordinatorl nnen-Modell

Zur bezirklichen Koordination der Berliner Aktivitdten zur Agenda 21 wurden
im Mai bzw. Oktober 1997 insgesamt 48 SAM-/LK Z-Stellen”* geschaffen und
vom Land Berlin mit jahrlich 1,2 Mio. DM geférdert. Je zwel Personen wurden
in die Bezirksverwaltungen aller 23 Berliner Stadtbezirke integriert, zwei weite-
re wurden dem Agenda-Blro bei der Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung,
Umweltschutz und Technologie zugeordnet. Die Laufzeit der Stellen war bis
Mai bzw. Oktober 2000 begrenzt. Die Koordinatorinnen sollten die Agenda-
Arbeit auf bezirklicher Ebene fordern.

Im Auftrag der Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung wurde das Koordinato-
rinnen-Modell 1999 evaluiert (DIFU/FFU, 1999).# Das Berliner Koordinato-
rinnen-Modell zur Lokalen Agenda 21 wird als erfolgreich bewertet, da die
Koordinatorlnnen eine wichtige Anschubfunktion fir die Lokale Agenda 21-
Prozesse in den Stadtbezirken wahrgenommen haben und das Modell von der
Bevolkerung und den Aktiven im Lokale Agenda 21-Prozess als foérderlich
angesehen wird. Die Koordinatorinnen haben eine Schnittstellen- und Vernet-
zungsfunktion zwischen den Akteuren dargestellt. Weiter waren sie ,Anwélte
fUr das Thema Lokale Agenda 21“ (Fischer, 2000) in den Bezirksamtern.

Kritisch beurteilt wird in der Evaluation vor allem die Finanzierung durch Mit-
tel des zweiten Arbeitsmarktes, da diese keine Kontinuitdt und somit Stabilisie-
rung fur die Prozesse gewdhrleisten konnte. Zur Fortfihrung des Koordinato-
rinnen-Modells wurden insbesondere folgende Empfehlungen zur Umgestal-
tung des Modells genannt: die Erarbeitung eines expliziten Aufgaben- und

? Diese Kritikpunkte wurden in Gesprachen mit Beteiligten aus Agenda-Initiativen und mit
(ehemaligen) Agenda-K oordinatorinnen genannt.

2 Die Abkirzungen ,SAM” (Strukturanpassungsmai3nahmen) und ,LKZ” (Lohnkostenzu-
schiisse) bezeichnen Férdermodelle des zweiten Arbeitsmarktes.

%2 Die Evaluationsstudie liegt auch als Download auf der Homepage der Senatsverwaltung fir
Stadtentwicklung Berlin: www.sensut.berlin.de/sensut/agenda2l, (Stand: Juli 2000).
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Qualifikationsprofils fur Koordinatorlnnen; die Besetzung der Stellen Gber eine
Ausschreibung, um qualifizierte Bewerberlnnen ansprechen zu koénnen; ein
systematischer Wissenstransfer fur den Koordinatorlnnenwechsel, um den
Verbleib des angesammelten Wissens in den Verwaltungen zu gewéahrleisten.

Die Ergebnisse der Evaluationsstudie wurden nicht in die politische Planung
aufgenommen und nicht im Haushalt berticksichtigt. Das Koordinatorlnnen-
Modell brach mit Auslaufen der befristeten Stellen also ersatzlos weg. Die
Koordinatorlnnen spielten aber eine nicht unerhebliche Rolle im Aufbau und
der Aufrechterhaltung der bezirklichen Agenda-Strukturen. Viele Aktivitéten in
den Stadtbezirken waren nun von den ehrenamtlichen Beteiligten nur mit erheb-
lichem Mehraufwand aufrecht zu erhalten oder wurden nicht weitergefuhrt.

Folgt man der Diskussion um die Rolle des sozialen Kapitals in LA 21-
Initiativen, so sollte besonders die Zeitdimension staatlicher Mal3nahmen her-
vorgehoben werden. Fukuyama (1999) stellt die Behauptung auf, dass staatliche
Eingriffe negative Auswirkungen auf die Zivilgesellschaft haben. Demgegen-
Uber vertrat Skocpol (1997) die Auffassung, dass aktive staatliche Unterstuit-
zung erst die Basis geschaffen hat, auf der sich die organisierte Zivilgesellschaft
entwickeln konnte. Ubertragen auf das Berliner Beispiel konnten beide Argu-
mentationen gestitzt werden. Die Einrichtung des Koordinatorlnnen-Modells
durch den Senat hat neue Strukturen und Vernetzung geschaffen, die as An-
stieg sozialen Kapitals bezeichnet werden kdnnen. Die zeitliche Beschrankung
des Modells und das abrupte Wegbrechen dieser Strukturen zeigt aber ebenso,
dass durch die Unterstiitzung des Senats die Agenda-Initiativen in ein Abhén-
gigkeitsverhéltnis gebracht wurden, das mit Ende der Unterstiitzung die Agen-
da-Initiative schwécht. In diesem Fall liegt das Problem also nicht grundsétzlich
bel der Unterstitzung durch den Senat, sondern bel der fehlenden Kontinuitét
der Unterstiitzung, bzw. bei dem Fehlen von Ubergangsmal3nahmen, die die
Initiative befahigt hatte, die Aufgaben der Koordinatorlnnen zu ersetzen.

Verbindlichkeit der Politik umfasst also das Ernstnehmen der Agenda
Initiativen, die sorgféltige und zligige Behandlung der erarbeiteten Mal3nahmen
mit entsprechend verbindlichen Entscheidungen. Ebenso wichtig ist aber eine
Verbindlichkeit im Sinne von Langfristigkeit und Kontinuitét, die die Planbar-
keit fir den Agenda-Prozess sicherstellt.
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3.3. Zusammenfassung

In diesem Kapitel werden Erfahrungen der bezirklichen Agenda-Prozesse aus
mehreren Begleitstudien zusammengefasst. Eine umfassende theoretische Kon-
zeption zur Erkl&rung eines erfolgreichen Agenda-Prozesses liegt bislang nicht
vor, Begleitstudien schlagen aber systematisierende Typologien von Agenda-
Modellen vor. Den Typologien liegen folgende gemeinsame Unterscheidungs-
kriterien zugrunde: (a) das Ausmal3 der Beteiligung an Agenda-Initiativen und
(b) die Hierarchieebene, von der die Aktivitéten initiiert und gesteuert werden.

Aus diesen Typologien und weiteren Begleitstudien des Berliner Agenda-
Prozesses lassen sich drel zentrale Erfolgsfaktoren fur die Agenda-Prozesse
identifizieren: Partizipation, Offentlichkeitsarbeit, politische Verbindlichkeit.

Es wird auf Grundlage das Kapitels 28 der Agenda 21 argumentiert, dass die
breite Beteiligung von gesellschaftlichen Gruppen, insbesondere von Birgerin-
nen, als Grundbedingung fir einen Agenda-Prozess verstanden werden sollten
(, Beteiligungsbedingung*). Die Offentlichkeitsarbeit muss verbessert werden,
was vor alem eine entsprechende Ausbildung der Akteure, die Bereitstellung
von Ressourcen und konkretere und somit besser zu vermittelnde Aktivitéten
erfordert. Mangelnde Verbindlichkeit der Politik hindert zum einen die Umset-
zung der in Foren erarbeiteten Mal3nahmen. Zum anderen besteht die Gefahr,
dass die Unverbindlichkeit negativ auf das Vertrauen in Politik und Eigenenga-
gement zurUckwirkt und das im Prozess aufgebaute soziale Kapital wieder
zerstort.

Nach diesen Erfolgskriterien konnen die bezirklichen Agenda-Prozesse in Ber-
lin nicht als stabilisiert bezeichnet werden.

4.  Von der bezirklichen zur gesamtstadtischen Agenda

Insbesondere der genannte Aspekt der Birgerbeteiligung und die damit in Zu-
sammenhang stehende Offentlichkeitsarbeit und Verbindlichkeit der Politik
haben sich a's entscheidend fir den Erfolg der Agenda-Prozesse in den Berliner
Stadtbezirken herausgestellt. Mit dem AbgeordnetenhausBeschluss vom Sep-
tember 1999 ist nun der Agenda-Prozess auch auf die gesamtstédtische Ebene
gehoben worden. Nach Aussagen von mal3geblich am Prozess beteiligten Ak-
teuren verlauft der Prozess fur die gesamte Stadt und die Berliner Stadtbezirke
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bislang nahezu unabhéngig voneinander.” In diesem Kapitel werden die Ent-
wicklungen der gesamtstédtischen Agenda-Strukturen dargestellt und die Betei-
ligung und Offentlichkeitswirksamkeit auf Stadtebene untersucht.

4.1. Strukturen des gesamtstadtischen LA 21-Prozesses

Die Strukturen der LA 21-Initiativen in den einzelnen Stadtbezirken sind zahl-
reich und unterscheiden sich von Bezirk zu Bezirk zum Tell erheblich (vgl. die
Fallbeispiele Berlin-Kreuzberg und Berlin-Friedrichshain: Stadtpolitik von
unten, 1998). Auf gesamtstédtischer Ebene sind die zentralen Strukturen tber-
schaubarer. In Abbildung 3 sind die wichtigsten veranschaulicht. Die Entwick-
lung wichtiger bestehender bzw. die Grindung neuer Strukturen der gesamt-
stadtischen Agenda wird im folgenden dargestellt. Da nicht ale Strukturen im
einzelnen vorgestellt werden konnen, liegt der Schwerpunkt auf denen, die neu
sind oder sich im Wandel befinden und/oder die eine besondere Rolle fir die
Beteiligung bzw. Offentlichkeitswirksamkeit innerhalb der Berliner Agenda
spielen.

4.1.1. Vom Runden Tisch fiir Nachhaltigkeit zum Agendaforum

Der ,,Runde Tisch fur nachhaltige Entwicklung in Berlin und Brandenburg*
wurde im Juni 1997 konstituiert - funf Jahre nach der Rio-Konferenz. Zu die-
sem runden Tisch wurden 40 Vertreterinnen aus den Bereichen Wirtschaft,
Wissenschaft, Verwaltung sowie von Nichtregierungsorganisationen (NGOSs)
eingeladen, um in einem offenen Diskurs Uber gemeinsame Vorgehensweisen
fur eine nachhaltige Entwicklung der Region Berlin-Brandenburg zu verhan-
dein.?* Der Runde Tisch setzte sich das Ziel, den Dialog zwischen den verschie-
denen Interessengruppen zu befordern, zu inhaltlichen Themen gesamtgesell-
schaftlich tragféhige Losungskonzepte zu erarbeiten, Kooperationsprojekte zu
finden und auf den Weg zu bringen sowie Entscheidungshilfen fir die parla-
mentarische und andere relevante Ebenen wie auch fir die beteiligten Organisa-
tionen zu erarbeiten. Der Runde Tisch richtete ein Koordinationsbiro ein, das
zeitweilig von der damaligen Senatsverwaltung fur Stadtentwicklung, Umwelt-
schutz und Technol ogie unterstiitzt wurde.

Zn dieser Ei nschatzung stimmten Akteure der bezirklichen Prozesse und Akteure, die sich
mehr auf gesamtstadtischer Ebene engagieren, tberein.

2 Zu den Akteurs-Vorstellungen iiber Nachhaltigkeitsstrategien vgl. die Befragung der Akteu-
re des Runden Tisches von Ruickert-John (2000).

22



Entscheidungsebene

Projekis Projekte
Projekt- Projlakd-
ar

: Lenkungskreis i
H | \-'|l.rlrgl[_-[ ] I_Lunhg'f”e.telz-'.-.- F'I:i’.:.v_ 5.-,;__ﬁr-o-‘.l.l.?:l.-l.’::,=:_u.

BgEmur

- e == Moderation,

| . . Geschiftsstelle Verwaltung
Agendablrg

Fachforen __ i Ppra- | G 2ok SUNRIF NG
GG wir. | At |y, ; rwalk- | | Ccie | achi

“
gheit
Gesatria Plalzs

_GHlhen

Brandenburger
Warkstatt

Offentlicher Arbeitskreis

Siotlin Mitarbeit durch

Mitarbeit gurch OiblettelAnwiite der
Raprisantanten Burgerbetelligung

Institutionan wisd Barliner Bezirfke und Burgerbetadigung
gesslischaftfiche Gruppen Brandenburger Kommunen

ABBILDUNG 3

Die Strukturen der Berliner LA 21 (aus: Agendaforum, 2000b)

Die Strukturen und Arbeitsweisen des regionalen Agenda-Prozesses haben sich
aus zivilgesellschaftlichen Initiativen und ohne eindeutigen Auftrag der Politik
gebildet. Sie wurden vielfach diskutiert und waren durch einen Mangel an Res-
sourcen, Ubersichtlichkeit, politischer Verbindlichkeit und Effizienz gekenn-
zeichnet. Die Enquetekommission Zukunftsfdhiges Berlin hatte in ihrem
Abschlufbericht vom Juni 1999 einige Empfehlungen zur Gestaltung des Berli-
ner Agenda-Prozesses unterbreitet (Abgeordnetenhaus von Berlin, 1999a). Das
Abgeordnetenhaus von Berlin hatte daraufhin am 23. September 1999 beschlos-
sen, dass auch auf gesamtstadtischer Ebene eine Lokale Agenda 21 erarbeitet
werden sollte. Daraus hatten sich neue Aufgaben fir den Runden Tisch erge-
ben, namlich direkt an der Erarbeitung der Berliner Agenda 21 mitzuwirken.
Hierbel war eine engere Zusammenarbeit mit den Agenda-Initiativen in den
Stadtbezirken und dem Offentlichen Arbeitskreis Lokale Agenda 21 (dem Gre-
mium, in dem maf3geblich der Austausch zwischen den bezirklichen Initiativen
und der Verwaltung stattfindet, s. u.) sowie die Einbeziehung einer noch ausste-
henden Birgerbeteiligung anzustreben.
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Diese Herausforderungen und ein innerer Reformbedarf hatten den Runden
Tisch dazu veranlasst, sich neu zu strukturieren. Er wurde in das ,, Agendaforum
Berlin-Brandenburg® umgeformt. Das Agendaforum hatte sich am 4. Juli 2000
im Umfeld der Weltstadtekonferenz Urban 21 konstituiert (vgl. Mdller, 2000a).
Das jetzige Modell beinhaltet®:

@ cine neue Gesamtstruktur, bestehend aus dem Plenum, dem Lenkungskreis,
der Arbeitsebene mit Fachforen, Arbeitsgruppen und Projekten, der Ge-
schéftsstelle und der Moderation,

@ die verstéarkte Einbeziehung einzelner Interessengruppen in Form von soge-
nannten (Vertretungs-)Béanken (s. u.),

@ die Auswahl von Handlungsfeldern (vgl. Agendaforum, 2000a).
Struktur des Agendaforums

Die neue Struktur wurde in enger Abstimmung zwischen dem ehemaligen Run-
den Tisch, dem Offentlichen Arbeitskreis und dem Agenda-Biiro des Senats
entwickelt. Durch die neue Struktur soll das Agendaforum neben den gesell-
schaftlichen Interessengruppen auch stérker die Initiativen in den Berliner
Stadtbezirken und die direkte Blrgerbeteiligung vertreten. Der Aufbau und die
Arbeitsweise sollen durch ein hohes Mal3 an Transparenz fir Interessierte leich-
ter durchschaubar sein. Brandenburg ist auch nach der Neustrukturierung ver-
treten.

Das Plenum ist das hichste Beschlussfassende Gremium des Agendaforums.
Hier sind alle Banke versammelt. Alle Vertreterinnen der Bénke haben volles
Stimmrecht. Die Vertreterlnnen aus Parlamenten und Verwaltungen haben
beratende Stimme. Das Plenum tagt in der Regel offentlich, etwa 4 bis5 mal im
Jahr. Die Protokolle der Sitzungen sind 6ffentlich. Anderungen im Aufbau des
Agendaforums obliegen dem Plenum.

Der Lenkungskreis des Agendaforums setzt sich jewells aus einer von den Ban-
ken und den gesetzten Platzen des Plenums gewdahlten Vertretungsperson zu-
sammen. Die geschlechterparitétische Besetzung des Lenkungskreises wird
angestrebt. Das Stimmrecht ist wie im Plenum geregelt. Die Mitglieder im
Lenkungskreis sind verantwortlich fir die Koordination der Banke im Agenda-

* \Weitere aktuelle Informationen zum Agendaforum finden sich unter: http://www.agendafo-
rum.agenda-21.net

24



forum. Der Lenkungskreis falt die zwischen den Sitzungen des Plenums anfal-
lenden Entscheidungen. Er vertritt das Agendaforum gegentiber der Offentlich-
keit.

Zur Arbeitsebene des Agendaforums gehdren Fachforen, Arbeitsgruppen und
Projekte. Fachforen werden von Mitgliedern des Forums initiiert. Sie werden
mit einem inhaltlichen Auftrag vom Plenum eingerichtet. Fachforen sollen mit
Fachleuten besetzt sein. Hier werden Handlungsprogramme fur die Berliner
Agenda 21 erarbeitet. Arbeitsgruppen werden ebenso von Mitgliedern des Ple-
nums initiiert, wahlen aber ihre Inhalte und ihre Besetzung selbst. Fachforen
und Arbeitsgruppen konnen dem Plenum oder Lenkungskreis Projekte zum
Beschluss vorlegen.

Eine Geschéftsstelle des Agendaforums wurde eingerichtet. Sie ist derzeit am
Deutschen Institut fir Urbanistik (Difu) angesiedelt. Die Geschéftsstelle ist fir
die operative Umsetzung sowie fur das Management und den Informationsfluss
im Agendaforum verantwortlich. Mitglieder der Geschéftsstelle kdnnen im
Agendaforum keine Organisationen und Institutionen vertreten und haben kein
Stimmrecht.

Eine professionelle externe Moder ation begleitet das Agendaforum.
Bankbildung

Das Agendaforum ist bestrebt, alle wichtigen gesellschaftlichen Gruppen und
Institutionen einzubeziehen. Die einzelnen Interessenbereiche sind durch soge-
nannte ,, Banke" vertreten, die sich weitgehend selbst organisieren und in einem
Austausch mit ihrem Interessenbereich stehen. Bislang sind folgende Banke
vertreten:

® \WVirtschaft

® Arbeitnehmerlnnen/Arbeitslose

® NGOs (Eine Welt, Umwelt)

@ Bildung und Wissenschaft

® Bezirkliche und kommunale Initiativen

® Verwaltung (beratend)
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Dartber hinaus sind die Landesparlamente (beratend), zwei Vertreterlnnen des
Anliegens der Geschlechtergerechtigkeit und Gleichstellung sowie mindestens
einE Anwaéltln der BurgerInnenbeteiligung mit gesetzten Platzen vertreten.

Die Banke sollen ihre Interessenbereiche vertreten und zu einem interdis-
ziplinéren Austausch zwischen den Interessengruppen beitragen. Ihre Entschel-
dungsfindung muss sowohl gegeniber ihrem Interessenbereich als auch nach
aul¥en transparent gemacht werden. Die Banke sollen offen fir neue Akteure
sein und gegebenenfalls neue Interessenbereiche einbinden. So wurde bei-
spielsweise bei der Konstituierung des Agendaforums die Einrichtung einer
Frauen- und einer Jugendbank diskutiert (vgl. Miiller, 2000b, S. 7).

Die Banke sind mit jewells funf Platzen im Plenum vertreten, von denen min-
destens einer mit einem/r Vertreter/in aus Brandenburg besetzt sein muss. Es
wird eine paritdtische Besetzung zwischen Méannern und Frauen angestrebt.
Jede Organisation kann nur auf einer Bank vertreten sein, jede Person kann nur
eine Organisation vertreten. Alle Vertreterlnnen auf den Banken haben volles
Stimmrecht. Die Vertreterlnnen aus den Parlamenten und Verwaltungen haben
beratende Stimmen.

Neu ist das Verfahren zur Konstituierung der Banke. Zur Grindung der Banke
wurden aus dem ehemaligen runden Tisch Promotorinnen aus den einzelnen
Interessenbereichen bestimmt, die moglichst viele Vertreterlnnen aus ihrem
Bereich zur Griindung und Mitarbeit an der jeweiligen Bank einladen sollten.?’
Die Promotorlnnen dienten bis zur Konstituierung des Agendaforums as An-
sprechpartnerinnen fir ihren Interessenbereich. An diesem selbstorganisierten
Vorgehen wurde mehrfach Kritik gelibt. Das Verfahren birgt die Gefahr - auch
bei bestem Bemihen der Promotorinnen - dass der eigene Interessenbereich
sehr selektiv angesprochen wird. Es bleibt unklar, wie beispielsweise einE
einzelne Promotorin den Kontakt zu einer so breiten Gruppe wie den , Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitslosen” herstellen soll. Auch Uber den Kontakt zu be-

% Es jst kein Einzelfall, dass im Berliner Agenda-Prozess die Einrichtung einer jeweils eige-
nen Bank fur Frauen und fur Jugendliche sehr kontrovers diskutiert wurde und bislang auch
nicht geschehen ist. Partizipative MalRnahmen stérken laut Selman & Parker (1997, S. 177)
héufig insbesondere die bereits einfluldreicheren Interessengruppen und vernachl&ssigen die
Interessen von Jugendlichen und anderen benachteiligten Gruppen.

" Fiir die genauen Aufgaben und die Namen der Promotorinnen siehe Milller (2000e).
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stehenden Organisationen wie den Gewerkschaften - die sich Ubrigens bislang
kaum am LA 21-Prozess beteiligen® - ist die Legitimation fragwiirdig.

Aus dem Umfeld des Agendaforums lassen sich folgende Vorbehalte gegen die
Konstituierung der Banke vernehmen:

® Die Besetzung der Banke sei nicht transparent. Das Verfahren zur Bank-
Konstituierung , falt weit hinter das bestehende demokratische Regelwerk
zurtck”.

® Die Vertreterlnnen der Banke seien ,, nicht ausreichend mit der Basis verbun-

den“.

® Die Akteure des Runden Tisches stellten auch wieder die Mehrzahl der Ak-
teure im Agendaforum. Das fihre dazu, dass in dieser ,neuen Phase der
LA 21 wenig Neues und Innovatives passiert®.

® Anlass fur die Grindung des Agendaforums sei weniger die Strukturverbes-

serung im Vergleich zum Runden Tisch gewesen, sondern der ,,Versuch -

nes neuen Anschubs des stagnierenden Agenda-Prozesses* .

Fir die organisatorische Weiterentwicklung von selbstorganisierter Politikver-
tretung ware eine Evaluation der Bankbildung und der Legitimation der Béanke
durch die Bindung an ihre Basis von grof3em I nteresse.

Auswahl von Handlungsfeldern

Im Beschluss des Abgeordnetenhauses von Berlin zur Erstellung einer Lokalen
Agenda 21 Berlin (Abgeordnetenhaus von Berlin, Drs. 13/4138) war die Festle-
gung von Handlungsfeldern vorgesehen. Folgende Handlungsfelder wurden im
November 2000 und Januar 2001 im Agendaforum bestimmt:

® Mohbilitdt: Kombination von Autoverkehr und Umweltverbund/Stadtentwick-
lungsplan Verkehr,

® Wirtschaft: Strukturwandel zur Informationsgesel |schaft,

® Soziale Kohéasion/Polarisierung: soziale Stadtentwicklung,

® Zukunft der Arbeit: Intensivierung lokaler und regionaler Potentiale,
® Berlinin der Einen Welt: Nord-Sud/Ost-West-Partnerschaften,

%8 7Zum Thema Gewerkschaften und Nachhaltigkeit vgl. Kern (1999).

® Dije Zitate stammen aus Interviews mit Agenda-Akteuren aus der Verwaltung und den
NGOs.
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® Klimaschutz: Popularisierung und kooperative Umsetzung,
® Bildung: neue Lernformen, Unterstiitzung von Gestaltungskompetenz,

® Partizipation: Burgerorientierung in der Verwaltungsreform, Kinder- und
Jugendagenda,

® Geschlechtergerechtigkeit (Querschnittsfeld): fairer Zugang zu gesellschaft-
lichen Ressourcen®

4.1.2. Der offentliche Arbeitskreis

Der offentliche Arbeitskreis Berlin ist keine neue Struktur des gesamtstadti-
schen Prozesses, spielt aber eine entscheidende Rolle bel der Vernetzung der
Initiativen in den Berliner Stadtbezirken und ist somit ein potentiell wichtiges
Verbindungsstiick zwischen den Agenda-Prozessen in den Stadtbezirken und
dem gesamtstadtischen Prozess Berlins. Der offentliche Arbeitskreis ist im
Herbst 1995 von der Griinen Liga gemeinsam mit anderen Verbanden, Initiati-
ven und Vertretern von Umweltamtern ins Leben gerufen worden. Der Arbeits-
kreis soll einen Erfahrungsaustausch zwischen den Akteuren herbeifiihren, den
gesamtstadtischen Prozess forcieren, kommunale Aktivitéten koordinieren und
den Kontakt zwischen NGOs und Verwaltung vertiefen. Er ist das Gremium, in
dem der mal3gebliche Austausch zwischen den einzelnen Initiativen der Stadt-
bezirke stattfindet. Im Méarz 1996 Ubernahm die Griine Liga die Organisation
und DurchfUhrung des 6ffentlichen Arbeitskreises, der einmal im Monat tagt.

Die Beteiligung am oOffentlichen Arbeitskreis ist in der letzten Zeit stark zu-
rickgegangen. Pro Treffen sind circa 30 Personen anwesend. Zuvor kamen in
den besten Zeiten jeweils 50 bis 200 Teilnehmerinnen.** Die Beteiligung hat
besonders seit Auslaufen des Koordinatorl nnen-Modells abgenommen. Seitdem
sind die Aktivitéten in den Stadtbezirken zurlickgegangen, wodurch auch die
Anzahl der Beteiligten schrumpft. Einzelne Akteure nehmen den Wegfall der
Koordinatorinnen auch as positiv wahr. Die Arbeit in den Bezirken wirde
dadurch dezentraler und unabhangiger von den Verwaltungen. Aus diesem

% Uber den Stand der Arbeit an den Handlungsfeldern, die innerhalb von sogenannten ,, Fach-
foren" geschieht, wird regelméfdig in einem ,, Newsletter" des Agendaforums informiert. Der
Newsletter kann unter folgender Adresse abonniert werden: news@agenda-21.net.

% Diese Teilnehmerlinnen-Zahlen sind Einschéatzungen der Griinen Liga. Die Zahlen kénnen
stark variieren, verdeutlichen aber dennoch, dass die Gréfenordnung der Beteiligung - in
Abgleich mit dem in der Agenda 21 geforderten breiten Konsultationsprozef3 - sehr gering ist.
Auch wenn man positiv von etwa 200 Beteiligten am 6ffentlichen Arbeitskreis ausginge, wére
das bel circa 3,5 Millionen Einwohnerlnnen in Berlin nur ein Bruchteil der Bevolkerung.
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Grunde wére zu vermuten, dass sich die Besetzung dieser Initiativen und damit
auch des offentlichen Arbeitskreises leicht verschiebt, da sich nun Vertreterin-
nen eines dezentralen und autonomen Agenda-Modells stérker einbringen.

Trotz geringerer Betelligung sind in der Regel ale 12 fusionierten Berliner
Stadtbezirke im offentlichen Arbeitskreis vertreten, so dass der Arbeitskreis ein
reprasentatives Bild Uber die Aktivitdten in und der Austausch zwischen den
Stadtbezirken widerspiegelt und weiterhin gewdahrleistet ist. Der offentliche
Arbeitskreis behalt auch weiterhin eine grof3e Bedeutung fir die Interessenver-
tretung gegeniber der Politik. Der offentliche Arbeitskreis ist schneller hand-
lungs- und reaktionsfahig als das Agendaforum, da das Gremium durch die
homogenere Interessenlage leichter zu einheitlichen Beschliissen kommt und
durch die monatlichen Treffen weniger Vorlaufzeit besteht.

4.1.3. Die Enquete-Kommission ,,Lokale Agenda 21/Zukunftsfahiges Berlin“

Ein weiteres ,, Zugpferd* fur die Entwicklung einer Gesamtberliner Agenda 21
ist die Enquete-Kommission , Lokale Agenda 21/Zukunftsfahiges Berlin®. Die-
se Kommission ist vom Abgeordnetenhaus von Berlin in seiner 13. Sitzung
vom 13. Juli 2000 eingesetzt worden. Die Aufgabe der Kommission besteht in
der Vorbereitung parlamentarischer Entscheidungen und Wegweisungen fir
den Senat zur Erstellung einer Gesamtberliner Lokalen Agenda 21. Die Kom-
mission besteht aus 17 ordentlichen Mitgliedern, wobei acht Mitglieder den im
Abgeordnetenhaus vertretenen Fraktionen angehéren. Neun Kommissionsmit-
glieder sind externe Sachverstandige. Bel der Auftaktsitzung wurde der Abge-
ordnete Dr. Hartwig Berger von der Fraktion Bindnis 90/Die Griinen zum
Vorsitzenden der Kommission gewahit.*

Die Kommission knupft mit ihrer Aufgabenstellung unmittelbar an die Vorgan-
gerkommission (Enquete-Kommission ,, Zukunftsfahiges Berlin“) an, deren Ar-
beitsergebnisse in dem Kommissionsbericht ,, Zukunftsfahiges Berlin“ (Abge-
ordnetenhaus von Berlin, 1999a) sowie in einem Anlagenband (Abgeordneten-
haus von Berlin, 1999b)* ausfiihrlich dargestellt sind. Sie hat insbesondere die
Aufgabe, Uberprifbare Nachhaltigkeitsindikatoren sowie Qualitéts- und Hand-
lungsziele zu formulieren und konkrete MalRnahmen und Instrumente der

% Fiir die genaue Besetzung der Kommission siehe Berliner Briefe (2000c).

% Der Bericht und der Anlagenband sind auch iber das Internet zuganglich: http://www.par-
lament-berlin.de/adis/citat/V T/13/DruckSachen/d3800.pdf und http://www.parlament-berlin.
de/adis/citat/V T/13/DruckSachen/d4030.pdf.
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Berliner Politik zu deren Umsetzung zu erarbeiten. Die Kommission wird nach
bisheriger Planung zum Ende des Jahres 2002 ihren Schlussbericht vorlegen.

4.1.4. Die Projektagentur ,,Zukunftsfiahiges Berlin“ und die Projektbérse ,,Partner
fiir nachhaltige Entwicklung*

Mit der , Projektagentur” und der , Projektborse” wird der Versuch unternom-
men, Uber Wettbewerbe neue und innovative Projekte zur Férderung der nach-
haltigen Entwicklung in Berlin und Brandenburg anzuregen. Beide werden im
folgenden kurz skizziert und anschlief3end unter den Gesichtspunkten der Betel-
ligung und Offentlichkeitsarbeit betrachtet.

Projektagentur ,, Zukunftsfahiges Berlin“

Das Ingtitut fur Zukunftsstudien und Technologiebewertung Berlin (I1ZT) hat
die Projektagentur "Zukunftsfahiges Berlin" geschaffen®. Sie soll im Zeitraum
von November 1999 bis Dezember 2002 helfen, den Agenda 21-Prozess in
Berlin zu qualifizieren, zu professionalisieren und effektiver zu gestalten. Mit
Unterstitzung durch Mittel der ,Stiftung Deutsche Klassenlotterie Berlin®
werden Projekte, Modellvorhaben und Kampagnen geférdert, die auf den Prin-
zipien der Nachhaltigkeit beruhen. Dazu sind Handlungsfelder bestimmt wor-
den, die fir die gesamtstadtische Ebene als besonders wichtig identifiziert wur-
den: Nachhaltige Wirtschaft, Stadtentwicklung/Bauen/Wohnen und Mobilitét,
L ebenswelten/K ultur/Bildung/Jugend, eine Welt, sowie handlungsfeldibergrei-
fende Projekte.

Gesteuert wird das Projekt von einem Lenkungsbeirat, der mit Reprasentanten
wesentlicher gesellschaftlicher Bereiche besetzt ist.

Projektbdrse — Partner fur nachhaltige Entwicklung: Wettbewerb fir
zukunftsfahige Projekte in der Region Berlin und Brandenburg

In der Projektborse® werden Projektideen mit der Zielsetzung der nachhaltigen
Entwicklung konzeptionell unterstiitzt sowie Kooperationspartner zusammenge-
fuhrt. Mit dem Wettbewerb sollen Nachhaltigkeitsstrategien in der Region
entwickelt und das Konzept der Nachhaltigkeit bekannt gemacht werden. Die
Projektbdrse wurde von der AG Projektentwicklung des Runden Tisches fir
Nachhaltigkeit konzipiert (Vorgangerin des Agendaforums). Sie wird gemein-

¥V gl. www.izt.de/projektagentur/.
¥V gl.: http://www.agendaf orum.agenda-21.net/proj ektb/content.html.
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sam vom Agendaforum und der Investitionsbank Berlin (IBB) getragen. Weite-
re Unterstlitzung erfolgt aus Mitteln der Stiftung Deutsche Klassenlotterie von
der Projektagentur ,, Zukunftsféhiges Berlin® des IZT und dem Ministerium fir
Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des L andes Brandenburg.

Innerhalb des Wettbewerbs stellten sich im Juli 2000 151 Zukunftsprojekte auf
einem Projekttag in der ufa-Fabrik Berlin vor (vgl. Berliner Briefe, 2000a). Die
Themen reichten von regionaler Stadt- und Gemeindeentwicklung Uber
nachhaltiges Wirtschaften bis zu neuen Arbeitsmodellen, Mobilitdé und
Kommunikation. Im Oktober 2000 wurden funf beispielhafte Zukunftsprojekte
fUr die Region Berlin und Brandenburg mit je 5.000 DM pramiert.

Sowohl die Projektagentur als auch die Projektborse verfolgen die Strategie,
Wettbewerbsmechanismen fir die Innovation von Nachhaltigkeits-Projekten zu
nutzen. Uber Ausschreibungen und finanzielle Anreize sind Initiativen und
Akteure aufgerufen, neue Ideen zur nachhaltigen Entwicklung zu entwickeln.

Laut einer Auswertung des Agendaforums® hat dieser Ansatz zur Zufriedenheit
funktioniert. Eine grof3e Zahl kreativer Projekte sind entwickelt und auch umge-
setzt worden. Unter dem Fokus der Offentlichkeitswirksamkeit und der Biirger-
beteiligung sind die Ergebnisse der Projektborse wiederum nicht zufriedenstel-
lend. Zwar ist es gelungen, die Projektbdrse innerhalb der Umwelt- und Agen-
da-Gemeinde in Berlin bekannt zu machen, was zu einer Fille von Projektan-
tragen fuhrte. Das gelang mal3geblich Uber das Verteilen von Postkarten und
Flyern. Die Projektbdrse hat aber fast unter Ausschluss von Medienbeteiligung
stattgefunden. Trotz expliziter Zielsetzung, das Konzept der Nachhaltigkeit
bekannter zu machen, ist in der Offentlichkeit kaum dariiber berichtet worden.
Zum einen liegt das an dem kurzen Vorlauf und der kurzfristigen Planung der
Projektbdrse. Zum anderen wirkt sich hier die Berliner Nachrichtendichte aus,
in der sich weder das Thema Nachhaltigkeit noch die Lokale Agenda 21 bislang
einen Platz sichern konnten.

4.2. Beteiligung und Offentlichkeit im gesamtstadtischen Prozess

Aus den Erfahrungen der Agenda-Initiativen in den Berliner Stadtbezirken
wurden insbesondere die mangelnde Beteiligung und das geringe Wissen Uber
die Lokale Agenda 21 in der Offentlichkeit als Hemmnisse identifiziert (vgl.

36 Auswertung auf dem 3. Agendaforum am 27.11.00. Protokolle der Sitzungen sind verfiig-
bar Uber die Geschéftsstelle des Agendaforums: agendaf orum@agenda-21.net
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Kap. 3). Damit in Wechselwirkung steht die geringe Verbindlichkeit der politi-
schen Entscheidungstréger. Daher sind hier diese Aspekte auch auf der gesamt-
stadtischen Ebene von besonderem Interesse.

Das grofte Projekt zur Bekanntmachung und Werbung fur die Lokale Agenda
21 seit dem Abgeordnetenhausbeschluss im September 1999 war die Agenda-
Werkstatt in der Rummelsburger Bucht, die im folgenden dokumentiert ist. Des
welteren beschéftigt sich eine Arbeitsgruppe des Agendaforums mit dem The-
ma Burgerbeteiligung, deren Zwischenergebnisse aus einer Zukunftswerkstatt
vorgestellt werden. Die Internetprésenz der Berliner Agenda 21 as Mittel der
Offentlichkeitsarbeit wird abschlieRend ausgewertet.

4.2.1. Die AgendaWerkstatt 2000 — schwerer Start unter umstrittenen
Voraussetzungen

Im September 1999 beschloss das Abgeordnetenhaus (Abgeordnetenhaus von
Berlin, Drs. 13/4142), zeitgleich zur Weltausstellung Expo 2000 die Agenda-
Werkstatt®” in der Rummelsburger Bucht fiir fiinf Monate (Juni-Oktober) einzu-
richten. Die AgendaWerkstatt fand auf dem gleichen Gelande wie das dezentra-
le Expo-Projekt ,, Wasser in der Stadt” statt. Ausstellungen und Veranstaltungen
sollten hier fir die Lokale Agenda 21 werben. Die Hoffnung der Auftraggeber
war es, die Attraktivitat und den Bekanntheitsgrad der Weltausstellung zu nut-
zen, um die Lokale Agenda 21 und die Berliner Aktivitéten zu dieser Thematik
publik zu machen. Die Initiative hatte der damalige Vorsitzende der Enquete-
kommission ,, Zukunftsfahiges Berlin®, Peter Meyer (SPD), vorangetrieben.

Das Konzept der AgendaWerkstatt® umfasste vier Elemente, die die Offent-
lichkeit und die Medien auf die LA 21 aufmerksam machen sollten:

® Das Gebaude der AgendaWerkstatt selbst,

@ die Durchfihrung von offentlichkeitswirksamen V eranstaltungen,
® Ausstellungen und eine Installation auf dem Auf3engelande und

® die begleitende Offentlichkeitsarbeit.

Als Ort fur die AgendaWerkstatt wurde das Verwaltungsgebaude der ehemali-
gen Glashittte in der Rummelsburger Bucht genutzt. Das AgendaWerkstattge-
baude bot Raum fur Ausstellungen, kleinere Informationsveranstaltungen und

3" v/gl. www.agendawerkstatt-berlin.de
% Zu Zielen und Konzept der AgendaWerkstatt siehe auch Milller (2000c).
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fUr ein Internetcafe. Die grofderen Abendveranstaltungen fanden in einem Raum
im anliegenden Expo-Gebaude statt. Die Kosten fir die teilweise Renovierung
des Gebaudes trug die Senatsverwaltung fir Stadtentwicklung. In dem Abge-
ordnetenhausbeschluss waren zunéchst 200.000 DM in Aussicht gestellt worden
(Abgeordnetenhaus von Berlin, Drs. 13/4142), die Kosten erhdhten sich spéter
auf knapp 800.000 DM.

Zwolf offentlichkeitswirksame Grol3-Veranstaltungen mit bis zu 100 Tellneh-
merinnen waren vorgesehen. Die Themenvorschldge wurden in den Vorberei-
tungsworkshops gemeinsam mit den Agenda-Akteuren entwickelt. Die Veran-
staltungen umfassten Themen wie Informationsgesellschaft und Lokale Agenda
21, Birgerbeteiligung, und zukunftsfahiges Wirtschaften.* Nicht alle geplanten
V eranstaltungen haben stattgefunden.

Eine Installation in Form eines roten Baugerustes vor dem Gebaude verkorperte
das Motto der AgendaWerkstatt: , Baustelle des 21. Jahrhunderts*. Die ver-
schiedenen ,, Bauplétze stellen die einzelnen Agenda-Aktivitdten in Berlin dar.
Das Thema Lokale Agenda 21 und die Agenda-Projekte sollten in Bild und
Text vorgestellt werden, indem die Inhalte auf grof3e Stoffbahnen aufgedruckt
und an dem GerUst befestigt werden. Ziel war es, durch das grol3e Gertst die
Inhalte der LA 21 weithin sichtbar darzustellen.

In dem Gebaude der AgendaWerkstatt wurden wechselnde Ausstellungen ge-
zeigt. Hier hatten Agenda-Inititiativen Raum, ihre Aktivitdten und Projekte mit
Postern und anderem Material der Offentlichkeit vorzustellen. Die wechselnden
Ausstellungen hatten Themenschwerpunkte wie z. B. Ressourcen, Kinder und
Zukunft, Stadtentwicklung (vgl. Berliner Briefe 2000b).

Die Offentlichkeitsarbeit bestand mafgeblich aus Pressemeldungen, Plakaten,
das Auslegen und Versenden von Flyern und der Prasenz im Internet. Plakate
und Flyer sind fir die erste Hélfte der Veranstaltungen sehr kurzfristig verteilt
worden. Die Ankindigung im Internet war ausfuhrlich, jedoch nicht aktuell, so
dass das Ausfallen von Veranstaltungen dort nicht nachlesbar war. Die Offent-
lichkeitswirksamkeit sollte vor allem durch die raumliche Nahe zu dem Expo
2000-Projekt ,Wasser in der Stadt“ hergestellt werden. Fir dieses Projekt wur-
den t&glich 500 bis 800 Besucher erwartet. Die tégliche Besucherzahl blieb aber

¥ Das vollstandige Programm ist zu finden unter: www.agendawerkstatt-berlin.de.
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nur im zweistelligen Bereich, so dass diese Nahe fir die AgendaWerkstatt kein
grof3er Gewinn war.

Die Teillnahme an den Abendveranstaltungen der AgendaWerkstatt lag bel der
Auftaktveranstaltung® bei circa 100, an den folgenden Abenden bei jeweils 30
bis 60 Personen. Der Grofdteil der Besucherlnnen waren ,, Insider”, also Akteure,
die entweder professionell im Bereich der LA 21 arbeiten bzw. bereits zuvor in
Agenda-Initiativen eingebunden waren.

Bewertung der AgendaWerkstatt durch Agenda-Akteure™

Es liegt keine offentliche Dokumentation oder Evaluation der Werkstatt vor.
Unter den beteiligten Akteuren scheint auch kein entsprechender Bedarf vor-
handen zu sein. Alle befragten Akteure waren sich einig, dass die Agenda-
Werkstatt kein Erfolg war und die Lokale Agenda 21 dadurch kaum weiter in
die Offentlichkeit geriickt werden konnte.

Im Vorfeld der AgendaWerkstatt gab es eine kontroverse Diskussion Uber Sinn
und Zweck des Projektes. Die Diskussion war alem von der Kritik gepréagt,
dass

® die raumliche Nahe auch eine inhaltliche N&he mit der technikoptimistischen
und wirtschaftsnahen Expo 2000 impliziert, die mit nachhaltiger Entwick-
lung zu tun hat.*?

® das Verhdltnis von Kosten und Nutzen in keinem Verhdltnis stand. Die
knapp 800.000 DM, die maligeblich in die Renovierungsarbeiten des Gebau-
des flossen, wurden von der Senatsverwaltung getragen. Die Offentlich-
keitswirksamkeit war dagegen minimal .

® der Ort nicht offentlichkeitswirksam war, weil das Gebaude sehr abgelegen
und nur schwer zu erreichen war.

“OEin Bericht Uber die Auftaktveranstaltung der AgendaWerkstatt findet sich bei Miiller
(2000d).

“ Diese Bewertungen wurden von Agenda-Akteuren aus der Verwaltung, aus Agenda-
Initiativen und von Teilnehmerinnen an den AgendaWerkstatt-V eranstaltungen gedul3ert.

“2v/gl. auch die gemaRigte Kritik an der EXPO in den Berliner Briefen (Thimmel, 2000).

“ Da langfristig ausschliellich der Geb&udeeigentiimer Wasserstadt GmbH von den teuren
Renovierungsmalinahmen an dem AgendaWerkstatt-Gebaude profitiert, wurde die Interessen-
lage fr die Investition von Kritikern hinterfragt und Gber einen , Agenda-Filz* spekuliert (vgl.
taz, vom 4.7.2000; Blais, 2000b).
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® das Konzept der AgendaWerkstatt nicht btrgernah war. Fir die Abendveran-
staltungen wurde mehr Wert auf die Besetzung des Podiums mit bekannten
Personlichkeiten gelegt (z. B. Mitglied des Bundestages Ernst Ulrich von
Weizsécker), as Burgerlnnen Raum zur Diskussion zu gegeben.

Die Voraussetzungen fur die AgendaWerkstatt waren angesichts dieser kriti-
schen Diskussion von Anfang an schwierig. Die Kritikerlnnen der Agenda-
Werkstatt, wie z. B. das Umfeld der Griinen Liga, haben letztendlich darauf
verzichtet, gegen die AgendaWerkstatt zu mobilisieren, insbesondere weil vom
Senat nach Ablauf der AgendaWerkstatt ein langfristiges Agenda-Haus* an
einem zentraler gelegenen Ort in Aussicht gestellt wurde. Derzeit liegt kein
konkreter Bedarf seitens der Initiativen fir ein Agenda-Haus mehr vor. ES gibt
kein Programm und nicht gentigend I nteressenten fir ein solches Haus.

4.2.2. Zukunftswerkstatt zur Erstellung von Eckpunkten der Biirgerbeteiligung im
Gesamtberliner Agenda-Prozess

Zur Gewéhrleistung der Birgerbeteiligung im Agenda-Prozess gibt es die , Ar-
beitsgruppe Birgerbeteiligung®, die den gesetzten Platz zur Blrgerbeteiligung
im Agendaforum unterstiitzt. Diese Arbeitsgruppe hat in Kooperation mit der
Heinrich-Ball-Stiftung im Dezember 2000 eine Zukunftswerkstatt zur ,, Zukunft
der Burgerbeteiligung im Agenda 21-Prozess der Hauptstadtregion® durchge-
fuhrt. Hier sollten einige Eckpfeiler fur ein Blrgerbeteiligungskonzept fir den
Gesamtberliner Agenda-Prozess erarbeitet werden. Behandelt wurden grund-
sétzliche Fragen des Verstandnisses der Blrgerbeteiligung, spezifische Rah-
menbedingungen in Berlin und Methoden der Blrgerbeteiligung. Die Teilneh-
merinnen formulierten abschlieffend finf Anforderungen an eine erfolgreiche
Biirgerbeteiligung™:

® Blrgerbeteiligung erfordert Verbindlichkeit fur Parlament und Verwaltung;

® Birgerbeteiligung muss ergebnisoffen, ergebnisorientiert und umsetzungs-
bezogen sain;

® Beteiligung soll folgenreiche ,,Happy Ends* absichern;

® Beteiligung soll nicht stressen;

“ Fir die anfanglich kontroverse Diskussion um ein 6ffentlichkeitswirksames Agenda-Haus
vgl. Mller (1999).

“* Die einzelnen Ergebnisse des Workshops lassen sich in der Dokumentation der Zukunfts-
werkstatt nachlesen, vgl. Arbeitsgruppe Blrgerbeteiligung (2000).
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® Beteiligung soll den Mut zum Scheitern aufbringen.

Auf diese allgemeinen Anforderungen konnten sich alle Teillnehmerlnnen eini-
gen. Sie sollen die Grundlage bilden, auf der die AG Blrgerbeteiligung in Zu-
kunft konkretere Mal3nahmen zur Forderung der Blrgerbeteiligung erarbeiten
mochte.

Es wird deutlich, dass diesen Punkten kein einheitlicher Begriff von Birgerbe-
teiligung zugrunde liegt. Das Grundverstandnis Uber die Form und das Ziel der
Bilrgerbeteiligung in der Lokalen Agenda 21 ist recht unterschiedlich und konn-
te im Rahmen der Zukunftswerkstatt auch nicht ausfuhrlich diskutiert werden.
Unterschieden wurde mindestens zwischen drei Formen der Blrgerbeteiligung:

@ |nformationsbeteiligung, in der die Blrgerinnen die Entscheidungstragerin-
nen tber ihre Meinungen und Bedirfnisse informieren kénnen. Diese Infor-
mation soll von den Entscheldungstrégerinnen zwar maoglichst in ihrem poli-
tischen Handeln berticksichtigt werden, eine Verbindlichkeit besteht jedoch
nicht.

® Verfahrensbeteiligung: hier werden Burgerlnnen am Verfahren von politi-
schen Planungsprozessen beteiligt. Die Beteiligten konnen sowohl Vorschlé&
ge fur die Problemdefinition, als auch fur Lésungsvorschliége nennen. Die
Entscheidungsmacht liegt aber wiederum bei den Entscheidungstragerinnen
der traditionellen Palitik.

® Entscheidungsbeteiligung, in der von den Betelligten selbst eine endgdiltige
Entscheidung getroffen wird, die fir die Entscheidungstragerlnnen verpflich-
tend ist.

Die Teilnehmerlnnen waren sich in der Ablehnung einer blof3en Informations-
beteiligung recht einig. Grofe Unterschiede existierten aber in der Vorstellung
darUber, inwieweit Blrgerbeteiligung die traditionelle Politik erganzen bzw.
ersetzen soll. Hier reicht das Meinungsspektrum von der Birgerbeteiligung als
|deen-Pool bis zur Ersetzung der Vertretungs- durch Basisdemokratie.

Bezogen auf das Rio-Papier heilét das, dass einige Akteure sich klar des Auf-
trags der Agenda 21 verpflichtet fihlen (wohlgemerkt: ihrem Verstandnis die-
ses Auftrages). Andere haben das Ziel, eine mdglichst breite Birgerbeteiligung
zu erreichen. Wenn diese Beteiligung erreicht ist, wirden die Blrger selbst
Ziele bestimmen und Auftrége erteilen, die durchaus auch von der Agenda 21
abweichen konnen. Dieses Spektrum an Beteiligungsvorstellungen ist bestim-
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mend fur den LA 21-Prozess und wird in der Diskussion (Kap. 6) weiter ver-
tieft.

Die Form der Zukunftswerkstatt (vgl. Jungk & Mdullert 1989) und die professi-
onelle Moderation fir solche Workshops ist programmatisch, da sich die Ar-
beitsgruppe u. a. damit beschéftigt, vorhandene Methoden der Birgerbeteili-
gung fur den AgendaProzess nutzbar zu machen (vgl. Positionspapier der AG
Burgerbeteiligung: Miiller, Rastig & Wilhelmi, 2001).4

4.2.3. Die Lokale Agenda 21 Berlin im Internet

Auch im Rahmen der Lokalen Agenda 21 wird die Transformation zur Informa-
tionsgesellschaft diskutiert. Im Umfeld des Berliner Agendaforums hat sich das
Kernteam ,, Strukturwandel zur Informationsgesellschaft* gebildet, das sich u.a
mit der Bedeutung dieses Wandels fir die Lokale Agenda 21 beschéftigt. Hoff-
nungen in die neuen Medien werden hier insbesondere im Zusammenhang mit
Offentlichkeitsarbeit und mit Partizipation (E-Democracy) gesetzt. Die LA 21
Berlinist im Internet mit zahlreichen Seiten vertreten.

Die Senatsverwaltung fur Sadtentwicklung bietet einen Gesamtiberblick so-
wohl Uber den Gesamtberliner Agenda-Prozess, als auch Uber Initiativen und
Einzelprojekte in den Stadtbezirken unter: http://www.stadtentwicklung.ber-
lin.de/agenda2l/. Die Geschichte der Agenda 21 und internationale, nationale
und regionale BeschlUsse werden dargestellt. Derzeit sind keine interaktiven
Elemente auf der Senats-Seite verfugbar. Fir die Zukunft sind Online-
Umfragen und ein Chatroom geplant.

Die Grine Liga unterhdlt das breiteste Angebot zur LA 21 in Berlin. Zum einen
bietet sie den Service ,Agenda2lBerlin® (http://www.agenda2lberlin.de/).
Diese Seite vermittelt alle Grundlagen zur Lokalen Agenda 21 und ist ein Fun-
dus fir alle wichtigen Berliner Aktivitéten. Sie bietet kein interaktives Angebot.
Des weiteren finden sich auch direkt auf der Homepage der Griinen Liga einige
Grundlageninformationen und Links zur Lokalen Agenda (http://www.gruene-
liga.de/berlinfagenda2l/). Der Schwerpunkt liegt hier auf aktuellen Terminen,
der Online-Ausgabe der ,, Berliner Briefe* - dem von der Griinen Liga heraus-
gegebenen Berliner Nachrichtenblatt zur Lokalen Agenda 21 - dem offentlichen

“® Fur weitere Formen der Biirgerbeteiligung vgl. auch Abgeordnetenhaus von Berlin (19992,
S. 369 ff.). Fur unterschiedliche Systematisierungen von Beteiligungsverfahren in der Lokalen
Agenda 21 siehe Baumann (2000), Born, Heidorn, Stuik & Zachow (2000), LGMB (1998).
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Arbeitskreis und den bezirklichen Initiativen. Damit ist vor allem das Arbeits-
gebiet der Lokalen Agenda-Projektstelle der Grinen Liga abgedeckt. Diese
Projektstelle wurde 1997 vom Agenda-Buro initiiert und dient als Kontaktstelle
fur Burgerlnnen und Initiativen.

ZukunftBerlin.de: Zukunftswerkstatt im I nternet

ZukunftBerlin ist ein Projekt zur Burgerbeteiligung im Internet: http://www.zu-
kunftberlin.de. Es wird von der Agenda-Agentur Berlin durchgeftihrt und von
der Projektborse und aus Mitteln der Klassenlotterie Berlin unterstiitzt. Burge-
rinnen haben hier die Gelegenheit gemeinsam ihre Vision einer lebenswerten
Stadt zu entwickeln. In Beitrdgen kdnnen Ideen ins Internet gestellt werden —
auch in Form von Bildern, Videos und Audio-Files. Andere Beitréage kdnnen
gelesen, kommentiert und bewertet werden. Die Ergebnisse der Burgerbeteili-
gung sollen in das Zukunftsprogramm Berliner Agenda 21 eingebracht werden.
Das soll (iber das Agenda-Biiro des Senats und das Agendaforum geschehen.*’

Offentlichkeitsarbeit fir die Internetplattform wurde vor alem (iber das Vertei-
len von Postkarten gemacht, auf denen die Webseite bekannt gemacht wurde
und Uber die per Post die ersten Beitrage eingesandt werden konnten. In der Zeit
vom Sommer 2000 bis Mérz 2001 sind circa 60 Beitrage zu Themen wie Natur,
Kultur, Arbeitsplétze, Auslander, Schule, Verkehr etc. auf der Internet-Platt-
form geschrieben worden. Viele der Beitrage sind von anderen Teillnehmerin-
nen kommentiert worden.

Das Projekt verdeutlicht das grof3e Potential, das in der Nutzung des Internets
fur die Burgerbeteiligung offenbar vorhanden ist. Die Schwierigkeiten der Be-
teiligung, der Offentlichkeitsarbeit und der politischen Verbindlichkeit scheinen
aber auch fur die Online-Beteiligung zu gelten. Fir die Offentlichkeitsarbeit
scheint die Koppelung der Online-Werbung und der Postkartenverteilung viel-
versprechend zu sein. Hilfreich fir die Erhéhung der Beteiligung ware viel-
leicht die starkere Berticksichtigung einiger Erfolgskriterien fir Betelligung. De
Haan et a. (2000) heben zum Beispiel die genaue Zielgruppenanayse (Alter,
Bildungsstand, Familienstand, Lebensstil), die Themenanalyse (welche Themen
sind resonanzféhig?), Berlicksichtigung der methodischen Kenntnisse der Buir-
gerlnnen und die didaktischen Kompetenzen der Moderatorinnen hervor (vgl.
S. 174 ff.).

4" Zum Konzept der Internet-Plattform ZukunftBerlin.de und zur Umsetzung der Ideen in die
Praxis siehe V ogel sang (2000).

38



Auch fir die Online-Beteiligung gilt die Wichtigkeit der politischen Verbind-
lichkeit. Die breite Zielsetzung des Forums (es geht um die ,,gesamte” Zukunft
Berlins) kann nur ein begrenztes Mal3 an politischer Verbindlichkeit vermitteln.

4.3. Zusammenfassung

In diesem Kapitel sind die zentralen Strukturen des gesamtstadtischen Agenda-
Prozesses dargestellt worden. Die stadtweiten Strukturen sind im Gegensatz zu
denen in den Stadtbezirken derzeit im Aufbau und Wandel begriffen. Wie fir
die bezirklichen Prozesse sind auch hier die Erfolgsfaktoren Beteiligung und
Offentlichkeitsarbeit zentral. Eine politische Verbindlichkeit ist zunéchst durch
den Abgeordnetenhaus- und den Senatsbeschluss gegeben und wird als Erfolgs-
faktor erst wieder zentrale Bedeutung haben, wenn die ersten Ergebnisse des
gesamtstadtischen Prozesses zum Beschluss vorliegen.

Die stadtweiten Aktivitdten werden bislang maf3geblich durch Professionelle
und einen kleinen , harten Kern* von Akteuren getragen. Gleichzeitig geht die
Beteiligung an der Basis zurtick: Zum Beispiel sind die Teilnehmerinnenzahlen
an dem offentlichen Arbeitskreis — in dem sich vor alem Vertreterlnnen aus
alen Initiativen der Berliner Stadtbezirke treffen — von ehemals etwa 50 bis 200
auf nun 30 Personen gesunken.

Uber Veranstaltungen und Ausstellungen im Rahmen der AgendaWerkstatt
konnte die Lokale Agenda 21 nicht weiter bekannt gemacht werden. Die Veran-
staltungen lockten in der Regel nur 30 bis 60 Besucherlnnen an. Eine Zu-
kunftswerkstatt des Arbeitskreises Burgerbeteiligung hat erste Eckpunkte fiir
ein stadtweites Beteiligungskonzept vorgeschlagen, die aber noch konkretisiert
werden muissen. Dabei wurde deutlich, dass bislang keine eindeutige, ge-
schweige denn eine einstimmige Vorstellung Uber die Art der Birgerbeteiligung
besteht und eine Begriffsklarung erforderlich ist. Die Berliner Agenda 21 ist
breit im Internet reprasentiert. Bislang Uberwiegt das statische Informationsan-
gebot gegentiber den interaktiven Angeboten.

5.  Professionalisierung oder Ehrenamt?

Deutlich sichtbar an der Lokalen Agenda 21 wird die Professionalisierung des
Bewegungssektors. De Haan et al. (1996) bemerken in ihren Untersuchungen
zur LA 21 in Berlin, dass haufig private Institute von den Verwaltungen zur
Erhebung des Ist-Zustandes, zur Prozessbegleitung oder Kommunikations-
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gestaltung beauftragt werden. Dabei spielen ABM-Trager eine grol3e Rolle.
Weiter entwickelt sich ein professioneller Sektor fir Partizipation im Kontext
der LA 21 (vgl. Pettenkofer, 2000, S. 36). Neben gréleren Forschungs- und
Beratungsinstituten bewerben sich immer haufiger kleine Forschungs- und
Kommunikationsbiros um Projekte und temporare Beschaftigungen im Bereich
der LA 21. Hinter diesen Biros stehen haufig einzelne freiberuflich arbeitende
Personen, die ihr Interesse an der Lokalen Agenda 21 mit der Notwendigkeit
der Erwerbsarbeit kombinieren. Diesen Befund stiitzt auch die Engagementfor-
schung: in einer Studie von Bacher, Rutkies & Theermann (1991) betrachten
Befragte das politische Engagement u.a. als eine Mdglichkeit, sich einen selbst-
bestimmten Arbeitsplatz zu sichern und sich beruflich weiter zu qualifizieren.
Der Agenda-Prozess profitiert hier von der Koppelung intrinsischer und extrin-
sischer Motivation.

Neben den subjektiven Motiven der Beteiligten konnten auch Griinde fir die
Professionalisierung des Agenda-Prozesses in den Anforderungen der LA 21-
Arbeit zu finden sein. Die Forschung zum ,Neuen Ehrenamt“ besagt, dass
Freiwillige sich eher in flexible, projektgebundene und wenig dauerhafte Akti-
vitéten einbinden lassen (vgl. zur Ubersicht Schuhmacher, 1999, 2001; Fischer,
2001). Das Konzept der nachhaltigen Entwicklung ist aber sehr breit, zunéchst
unspezifisch und langfristig angelegt. Es konnte im LA 21-Prozess bislang nur
teilweise auf konkrete Einzel projekte heruntergebrochen werden. Professionelle
koénnen hier gegebenenfalls angemessener die nétige Kontinuitét herstellen as
Ehrenamtliche.

Vorangetrieben wird die Professionalisierung durch die verstarkte Einfihrung
von Marktmechanismen in den Agenda-Prozess. In Berlin spiegelt sich das
deutlich in der Projektagentur und Projektborse wider (siehe oben: Kap. 4.1.4),
in denen Wettbewerb und geringe finanzielle Anreize die Anzahl und die Quali-
tét der Nachhaltigkeits-Projekte erhthen sollen.

Kritiker auf3ern die Sorge, durch solche marktférmigen Anreize die ehrenamtli-
che Motivation zur Partizipation zu reduzieren. Die Einflhrung solcher Anreize
kann die intrinsische Motivation der Burgerlnnen zerstoren (vgl. Sprenger,
1992). Die Folge wére, dass nur Aktivitaten stattfinden, die in irgendeiner Wei-
se (wenn auch z. T. in sehr geringem Umfang) durch finanzielle Anreize geftr-
dert werden. Nach Entzug der Férdermittel bestiinde dann die Gefahr, dass auch
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die Aktivitdten wieder zuriickgehen.”® Ein Beispiel fur die negative Wirkung
der Abhangigkeit von staatlichen Geldern ist das Wegbrechen von Aktivitdten
nach Auslaufen des Berliner Koordinatorlnnenmodells.

Insbesondere der gesamtstadtische Agenda 21-Prozess in Berlin ist professio-
nell. Wahrend viele Initiativen in den Stadtbezirken durch ehrenamtliches En-
gagement getragen wurden, sind an dem gesamtstadti schen Prozess bislang fast
ausschliefdlich Akteure beteiligt, die direkt im Bereich der LA 21 arbeiten oder
zumindest am Rande beruflich damit befasst sind (Verwaltungsangestellte,
Lokalpolitiker, hauptamtliche Mitarbeiter von Verbéanden, freiberuflich im
Bereich der LA 21 Téatige, Wissenschaftler, etc.). Dieses spiegelt sich in der
Zusammensetzung der Teilnehmerinnen von Veranstaltungen des gesamtstédti-
schen Prozesses (wie beispielsweise der AgendaWerkstatt) wider.

Die Vermischung von politischem Interesse und Erwerbsarbeit im Bereich der
LA 21 eroffnet Erklarungen fur die (mangelnde) Beteiligung am Prozess. Frei-
williges Engagement bricht sich am Verhaltnis von Arbeit und Zeit (Moldaschl,
1998, S.243). Zwar gibt es Hinweise darauf, dass Menschen durchaus das
Interesse haben, sich an gesellschaftlichen Problemlésungen zu beteiligen. So
scheinen in einer Umfrage unter technisch-wissenschaftlichen Experten von
Baethge et a (1995) etwa ein Drittel der Befragten geradezu darauf zu warten,
ihre Expertise aul3erhab ihrer beruflichen Handlungszwénge in die Entwick-
lung 6kologischer und sozialer Problemldsungen einzubringen. Das scheitert oft
an der verflgbaren Zeit oder an den Abstrichen, die bei einer Karriere in diesem
Arbeitsbereich haufig gemacht werden miissen. Das Engagement von Freiberuf-
lern im sozial-6kol ogischen Bereich bezeugt aber ebenso, dass es durchaus eine
Gruppe von Personen gibt, die zugunsten inhaltlicher Interessen geringe Ver-
dienste und unsichere Arbeitsverhaltnisse in Kauf nehmen.

Zwei wichtige Rahmenbedingungen fur die Partizipation sind also zweifellos
Zeit und ein MindestmaR an sozialer Sicherung.* In einigen Agenda-Kreisen

“8 Aus diesem Grunde hat die Biirgerbewegung LA 21 Friedrichshain immer nur Forderbetré-
ge in einer geringen Hohe angenommen, so dass sie dieselbe Summe selbst auch noch mal
aufbringen konnte und somit immer zu 50 Prozent eigen finanziert blieben (vgl. Stadtpolitik
von unten, 1998, S. 42).

“9 Es verwundert daher nicht, dass von einer Uberreprésentation von wohlhabenderen Biirge-
rinnen, von Rentnerinnen und von Professionellen in lokalen Initiativen berichtet wird (vgl.
Selman, 1998, S. 546; Selman & Parker, 1997, S. 181). Weiter zeigt die Bewegungsforschung
Befunde, dass soziale Bewegungen stark von Akteuren getragen werden, die Uber relativ gute
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werden Modelle des Birgergelds diskutiert, die die Rahmenbedingungen fur
breitere politische Beteiligung schaffen sollen. Insbesondere unter den professi-
onellen Agenda-Akteuren liegt der Schwerpunkt der Beteiligungsdiskussion
aber weniger auf der Schaffung von grundsétzlichen Rahmenbedingungen wie
Zeit, Ressourcen, Verbindlichkeit und Anerkennung, sondern konzentriert sich
haufig auf die Weiter- und Neuentwicklung von Beteiligungsmethoden.

Fir den Agenda-Prozess birgt die Professionalisierung sowohl Chancen as
auch Gefahren. Im gesamtstadtischen Prozess kann sie dazu beitragen, dass
zielgerichtet und effektiv Vorlagen fir eine Berliner Agenda erstellt werden.
Die Gefahr ist, dass sie als hierarchisches Modell die Forderung nach einem
breiten Konsultationsprozess vernachlassigt oder diesen sogar bremst.

6. Diskussion: Partizipation und Konsens —
Das Beteiligungskonzept der Lokalen Agenda 21

Die Ausfuhrungen Uber die Aktivitéten und Strukturen der Berliner Agenda 21
zeigen, dass die Partizipation der gesellschaftlichen Gruppen — insbesondere der
Blrgerlnnen — ein Hauptbestandteil und zugleich eines der grofdten Schwierig-
keiten des Agenda-Prozesses ist. Gleichzeitig bleibt der Begriff Partizipation
bzw. Beteiligung in der Lokalen Agenda 21 aber diffus und umstritten. Es liegt
kein Konsens Uber den Beteiligungsbegriff unter den Akteuren vor. In diesem
Kapitel soll daher die Partizipation im LA 21-Prozess weiter beleuchtet werden
und insbesondere in ihrem Zusammenhang mit dem Konsens-Konzept der
LA 21 untersucht werden. Dazu wird zunéchst die Beteiligung in der
Entwicklung vom bezirklichen zum Gesamtberliner Prozess zusammengefasst.
Weiter werden sich widersprechende Beteiligungsvorstellungen dargestellt und
dann mit der Konsensstrategie der LA 21 in Verbindung gebracht. Ein
moglicher Strategiewechsel sozialer Bewegungen vom Konsens zum Konflikt
wird in seiner Wirkung auf den Agenda-Prozess diskutiert.

6.1 Beteiligung auf Stadtbezirks- und auf gesamtstadtischer Ebene

Der Agenda-Prozess in Berlin begann in den Stadtbezirken haufig auf Initiative
von bereits bestehenden Umwelt- oder Entwicklungsarbeitsgruppen oder dhnli-
chen Burgerlnnen-Gruppen. Beispielsweise entstand 1993 die Agenda-Initiative

Ressourcen wie materielle Sicherheit, freie Zeit, Bildung und soziale Netzwerke verfligen
(vgl. Zald & McCarthy, 1987; Fischer, 2001).
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Berlin-Kdpenick — die erste Agenda-Initiative in Deutschland — aus einem Oku-
menischen Gesprachskreis heraus (vgl. Abgeordnetenhaus von Berlin, 1999b,
S. 324 ff.). In vielen Stadtbezirken wurde der Prozess a so zunéchst von Blirger-
Innen getragen und erst dann von den Verwaltungen aufgenommen. Wenn auch
in alen Stadtbezirken Unzufriedenheit Gber die Anzahl der Beteiligten und die
Verbreitung der LA 21-l1dee gedul3ert wird, so spielte die Burgerbeteiligung auf
dieser Ebene zumindest eine entscheidende Rolle im Agenda-Prozess und war
z.B. im Vergleich zu dem oben genannten Hamburger Prozess eine Stérke.
Auch ist in vielen Berliner Stadtbezirken eine Reihe von Aktivitaten und Vor-
arbeiten fur die Erstellung einer Lokalen Agenda gelaufen. Es ist zwar bislang
in keinem der Stadtbezirke eine Lokale Agenda von den Bezirksverordneten-
versammlungen beschlossen worden, es liegen aber in vielen Féllen erste Ent-
waurfe fur Leitbilder, Aktionsprogramme und Indikatorensysteme vor.

Seit dem Start des gesamtstadtischen Agenda-Prozesses entfernt sich der Pro-
zess noch weiter von der Burgerbeteiligung. Die ohnehin ricklaufigen Aktivi-
tdten in den Stadtbezirken bekamen durch das Auslaufen des Koordinatorin-
nenmodells einen weiteren Dampfer. Der Senat Ubertragt die Verantwortung fir
die Ressourcen-Ausstattung (somit auch fur Koordinatorlnnenstellen) auf die
Stadtbezirke. Die Senatsverwaltung unterstiitzt vorzugsweise den gesamtstadti-
schen Prozess. Die Mittel gehen in Projekte wie die AgendaWerkstatt, das
Agendaforum und die Enquete-Kommission. Diese Aktivitaten befassen sich
zwar theoretisch mit dem Thema Partizipation, haben aber bislang nicht zu ei-
ner breiteren Betelligung beitragen kénnen und sind auch réaumlich und inhalt-
lich weiter von den Burgerlnnen und ihrem lokalen Lebensraum entfernt. Der
gesamtstadtische Agenda-Prozess ist eher mit vernetzenden und Ubergreifenden
Themen befasst. Hinzu kommt, dass die oben genannte Professionalisierung auf
der gesamtstadtischen Ebene starker wirkt.

So verwundert es nicht, dass der gesamtstadtische Prozess insgesamt weniger
durch ehrenamtliche Arbeit geprégt ist. Der Ort fir die direkte Verankerung des
Prozesses in der Bevolkerung ist also eher der Stadtbezirk. Diese Erfahrung
bestétigen auch andere Agenda-Prozesse, wie beispielsweise der in Hamburg

(val. Kap. 2.3).

Zusammenfassend lassen sich in Berlin zwei paralele Entwicklungen ausma-
chen:
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(1) Die Prozesse in den Stadtbezirken
@ sind haufig durch Burgerengagement angestol3en worden.

® nehmen spétestens seit Auslaufen des Koordinatorlnnenmodells (Frihjahr
bzw. Herbst 2000) ab.

(2) Der gesamtstédtische Prozess

® st |letztendlich — wenn auch durch die Akteure in den Stadtbezirken einge-
fordert — durch den Beschluss des Abgeordnetenhauses (September 1999)
auf hoherer Ebene angelaufen und wird durch professionelle Akteure getra-
gen.

® wird durch den Senat gefordert und nimmt zu.

Die Abnahme der burgernahen Prozesse in den Stadtbezirken und der Aufbau
des professionalisierten stadtweiten Prozesses gehen Hand in Hand und er-
schweren die Bedingungen fir einen breiten Konsultationsprozess. Das fuhrt
auch dazu, dass die Vorarbeiten der Stadtbezirke nur schwer Eingang in den
gesamtstadtischen Prozess finden.

6.2. Partizipation ,von unten“ oder ,von oben“?

Oben wurde argumentiert (vgl. Kap. 3.2.1), dass die breite Betelligung der
Bevolkerung eine grundlegende Voraussetzung ist, um Uberhaupt von einem
Agenda-Prozess sprechen zu kénnen. Diese ,Beteiligungsbedingung” in der
Lokale Agenda 21-Definition wurde mit der Forderung nach einem Konsultati-
onsprozess mit den Birgerinnen in der Agenda 21 (BMU, 1997) gestitzt. Im
folgenden wird ein Diskussionsfaden aufgenommen, der die Ernsthaftigkeit
dieser Beteiligungsabsicht des Rio-Dokumentes grundlegend in Frage stellt.

Ein vernachl&ssigter Konfliktherd in der Birgerbeteiligung der LA 21 ist das
unterschiedliche Verstandnis von Partizipation. Dieses ist nicht nur eine Mei-
nungsverschiedenheit zwischen Agenda-Akteuren, sondern spaltet die aktiven
Bilrgerlnnen und Initiativen in zwel Lager: in die Personen, die dem Aufruf der
Agenda 21 grundsétzlich folgen und sich an dem Prozess beteiligen, und in
digienigen, die sich nicht nur nicht beteiligen, sondern die Agenda 21 massiv
kritisieren und z. T. aktiv zum Boykott der Agenda 21 aufrufen. Diese Kritike-
rinnen sind eine kleine Gruppe von Aktivistinnen, weshalb ihre Kritik haufig
wenig Gehdr findet und kaum in die Agenda-Diskussion aufgenommen wird.
Im folgenden werden kurz einige der Forderungen dieser Aktivistinnen fir eine
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Bewegung ,,von unten dargestellt, wie sie in Berlin z. B. von Vertreterlnnen
der Anti-Tunnel-GmbH Berlin, den Jungdemokratinnen oder von der ,, Berliner
Anti-EXPO-Vernetzung” in die Agenda-Diskussion eingebracht wurden (vgl.
Blais, 2000a, 2000b).

Die Forderungen der Bewegung ,,von unten“ beruhen auf der Infragestellung
von Herrschaftsstrukturen. Die Agenda-Kritikerlnnen sehen eine Ubereinstim-
mung in den Ursachen der Ausbeutung von Mensch und Natur. Die grundle-
gende Umverteilung von Macht und Ressourcen und die Einrichtung von de-
zentralen, basisdemokratischen Entscheidungsstrukturen ist das Ziel dieser
Agenda-Kritikerlnnen. Demnach selen keine zukunftsfdhigen Losungen fur
gesellschaftliche Probleme zu finden, solange die Herrschaftsfrage ausgeklam-
mert wird, wie esin der Lokalen Agenda 21 geschehe (vgl. Bergstedt, Hartje &
Schmidt, 1999, S. 71). Im Agenda-Prozess wirde keine grundsétzliche Gesell-
schaftskritik diskutiert. So gebe es im gesamten Rio-Dokument keine Passage,
die die Rolle der Grol3industrie grundsétzlich in Frage stellt oder auch nur dis-
kutiert. Der Schutz der Menschenrechte angesichts eines liberalisierten Welt-
handels komme ebenso wenig vor (Bergstedt, Sundermann & Nitsch, 1999,
S. 28).

Eine generelle Gefahr der Lokalen Agenda ist aus dieser ,, emanzipatorischen”
Sicht, dass die Akteure, die auch vor der Agenda 21 ohnehin schon politisch
engagiert waren, nun unter dem Mantel der Nachhaltigkeit in die Interessen der
traditionellen Politik und der Wirtschaft eingebunden werden. Die Unabhéngig-
keit, die eine Initiative fur die politische Aktionsfahigkeit unbedingt bendtige,
sei dadurch nicht mehr gegeben. Finanzielle Forderungen — wie gering sie auch
immer sein mogen — und konzeptionelle Vorgaben (wie Agenda-Papiere, Be-
schliisse, Terminvorgaben, etc.) erzeugen Abhangigkeiten™ und lassen Initiati-
ven ihre autonome Zielbestimmung aus den Augen verlieren (vgl. Bergstedt,
Hartje & Schmidt, 1999, S. 73).

Weniger normativ findet sich eine @nliche Argumentation in der Bewegungs-
forschung. So weist schon Mayreder (1925) darauf hin, dass soziale Bewegun-
gen typisch als ,reine Bewegung“ beginnen, in der eine einheitliche Gruppe
recht unabhangig von auleren Einfltssen ihre Idee entwickelt und vertritt. Das

v gl. dazu die bereits erwahnten Strategien der LA 21-Inititiative Berlin-Friedrichshain, mit
denen die Unabhangigkeit von der Stadtverwaltung sichergestellt werden sollte (Stadtpolitik
von unten, 1998).
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Erlangen von Macht bedeutet dann gewohnlich das Ende der Bewegung (S. 46).
Es, ist noch keiner sozialen Bewegung [gelungen], wie stark auch der ideologi-
sche Wille in ihr gewesen sein mag [...], in der Phase des Machtbesitzes einen
anderen Kurs einzuschlagen, als den durch die Bedingungen der Machtbehaup-
tung festgelegten” (Mayreder, 1925, S. 31).

In der Lokalen Agenda 21 werden unabhangige, konfrontative und auf Gegen-
macht aufbauende Politikstile durch auf Themen orientierte Allianzen von staat-
lichen, nichtstaatlichen und marktwirtschaftlichen Akteuren ersetzt, die sich in
einer Atmosphére der ,, ungewohnten neuen Friedlichkeit“>" bildeten (vgl. Walk
& Brunnengraber, 2000, S. 205 ff.). Somit wirkt die LA 21 eher als, begleiten-
de Politikberatung**?, a's durch Protest, der ja Distanz zum politischen System
ausdrtickt und eher soziale Bewegungen charakterisiert.

Die Agenda-Kritiker beziehen sich weiter auch auf spezifische Aussagen des
Agenda 21-Textes beziiglich der Beteiligung am politischen Prozess. So wird in
Kapitel 30 (BMU, 1997) gefordert: ,, Privatwirtschaft einschliefdich transnatio-
naler Unternehmen und die sie vertretenden Verbande sollen gleichberechtigte
Partner bel der Umsetzung und Bewertung von Mal3hahmen im Zusammenhang
mit der Agenda 21 sein” (S. 235). In den Kapiteln zur Rolle von anderen gesell-
schaftlichen Gruppen wird dagegen nicht von ,, gleichberechtigter Partnerschaft"
gesprochen, sondern eher zurtickhaltend von ,, Beteiligung” und ,, Konsultation®
der Birgerlnnen (Kap. 28), von ,aktive(r) Einbeziehung der Frau”“ (Kap. 24)
und ,,Beteiligung® der Jugendlichen (Kap. 25). Indigene Bevolkerungsgruppen
sollen nicht beteiligt, sondern nur ,,geférdert und gestérkt werden (Kap. 26).
Mit NGOs soll es laut Kapitel 27 eine ,moglichst intensive Kommunikation
und Zusammenarbeit geben”. Arbeitnehmerinnen sollen ,,umfassend [...] betei-
ligt werden® (Kapitel 29) (vgl. BMU, 1997).% Bei keiner dieser Bevilkerungs-
gruppen gehen die Formulierungen so weit wie bei der Definition der Einbezie-
hung der Privatwirtschaft (Bergstedt, Sundermann & Nitsch, 1999, S. 27). Die
Agenda-Kritikerlnnen sehen hier nicht nur zuféllige rhetorische Unterschiede

*1 3o die taz (26.5.1995) unter Bezugnahme auf eine Statistik tber die , Demo-Metropople"
Berlin: ,Der Berliner Trend der letzten Jahre geht hin zu einer bisher ungewohnten neuen
Friedlichkeit* (zitiert nach Walk & Brunnengraber, 2000, S. 206).

°2 Den Begriff , kritisch-begleitende Politikberatung® pragen Walk & Brunnengréber (2000,
S. 207) in der Abgrenzung von NGOs von Protestbewegungen.

> Innerhalb dieser Argumentation wundert es auch nicht, dass sich z. B. die Gewerkschaften
fast gar nicht in den LA 21-Prozess einbringen, bzw. die Versuche der Gewerkschaften von
den Mitgliedern nicht angenommen werden.
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zwischen den gesellschaftlichen Gruppen in dem Rio-Text, sondern finden ihre
Annahme bestétigt, dass ,die ,normalen’ Menschen auf3en vor bleiben®
(Bergstedt, 1998, S. 256), wenn die Staats- und Regierungschefs der Welt ein
UN-Papier verfassen.

In dem Punkt der Durchsetzbarkeit von Politikzielen gegentber der traditionel-
len Politik @nelt die Strategie ,,von unten* auch der von Beck (1993) formu-
lierten und von de Haan et al. (2000) fir die Lokale Agenda 21 aufgegriffenen
Wirksamkeitsgrenze der ,, Subpolitik“. Beck argumentiert, dass sich mit dem
Ubergang von der industriellen zur , reflexiven® Moderne eine Ausdifferenzie-
rung zwischen den klassischen politischen Institutionen und einer anders struk-
turierten politischen Alltagspraxis einstellt (vgl. Beck, 1993, S. 154 ff.). Die
traditionelle Politik wird durch Subpolitik, wie etwa durch Lokale Agenda-
Initiativen, erganzt und teilweise ersetzt. De Haan et al. (2000) sieht zwar ein
weitaus grofieres Potential an konstruktiven Konsensl sungen durch die Agenda
21, ds die oben genannten Agenda-Kritikerlnnen. Er sieht aber ebenso die
Grenze der politischen Wirksamkeit von LA 21-Initiativen, sobald ihre Forde-
rungen die Vorstellungen der traditionellen Politik tberschreiten. Dann lief3en
sich politische Forderungen nur durch die ,,Masse* an Betelligten umsetzen.

Uber den Aspekt der Beteiligung hinaus, ist es den Agenda-Kritikerlnnen wich-
tig, das Kapitel 28 zur Lokalen Agenda 21 nicht losgel6st von dem Gesamtdo-
kument der Agenda 21 zu betrachten. Sie kritisieren das Rio-Dokument ebenso
fir seine Toleranz bzw. gar Forderung von Atomkraft und Gentechnologie.™
Wer sich nun unter dem Titel ,,Lokale Agenda 21 engagiert, stiitze somit auch
das Gesamtdokument der UN-Konferenz. Aus dieser Perspektive ist es unver-
sténdlich, wie unkritisch Umweltinitiativen sich teilweise unter den Namen der
~Agenda 21“ stellen bzw. gar einen mal3geblichen Mobilisator der LA 21 dar-
stellen. Diese kritische Perspektive konnte zugleich aber auch eine Erkl&rung

> Beispielsweise wird kritisiert, dass in Kapitel 16 der Agenda 21 die Biotechnologie als
innovative, potentiell umweltschiitzende Technologie bezeichnet wird, ohne die Risikodiskus-
sion zu fuhren. Weiter wird hier Biotechnologie als soziale Technologie zur Reduzierung der
Nahrungsmittelknappheit in Entwicklungslandern angepriesen, as sei Hunger eine Frage der
Produktionshthe und nicht der Verteilung. Im 22. Kapitel der Agenda wird von der ,, Forde-
rung eines sicheren und umweltvertréglichen Umgangs mit radioaktiven Abféllen* gespro-
chen. Hier wird nicht einmal ein méglicher Atomausstieg erwéahnt, sondern mal3geblich die
Reduktion von Atommull und der Techniktransfer zur sichereren Lagerung des Atommiills
genannt. Wenn man die Bedeutung des Themas Atomkraft in der deutschen Umweltbewegung
betrachtet, Uberrascht es in der Tat, dass Umweltschutz-Initiativen sich Uberhaupt mit dem
Namen der ,Agenda 21" assoziieren lassen wollen (vgl. Bergstedt, Sundermann & Nitsch,
1999).
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dafUr bieten, dass sich viele Engagierte von dem Agenda-Prozess fernhalten
und die Beteiligung gering bleibt.

Wenn die Agenda-Kritikerlnnen nun in ihrer Bedeutung fr eine geringe Tell-
nahme an der LA 21 eingeschétzt werden sollen, so muss zunéchst gesagt wer-
den, dass es sich hier um recht kleine und mitgliederschwache Gruppen handelt.
Dagegen zu halten ist, dass zum einen die LA 21-Initiativen meist ebenso klein
sind und sie ihre grofRe Aufmerksamkeit mafdgeblich der hohen politischen
Relevanz ihres internationalen Grundsatzpapieres ,, Agenda 21“ verdanken. Zum
anderen scheinen diese kleinen Gruppen eine politische Stimmung widerzu-
spiegeln, die in meinen Gespréachen und Interviews mit Agenda-Akteuren im-
mer wieder folgendermal3en verbalisiert wurde: , die Menschen glauben nicht
an das Funktionieren der LA 21" und ,, die Menschen haben die Nase voll von
Konsens-Gerede". Diese Menschen unterstiitzen offensichtlich auch keine Be-
wegung ,,von unten aktiv. Der Konflikt-Ansatz (im Gegensatz der Konsens-
strategie der LA 21) der Bewegung ,,von unten scheint aber eine gewisse 06f-
fentliche Stimmung einzufangen, die als Ursache fir das mangelnde Interesse
an der LA 21 zu bedenken ist.

Weiter darf nicht Ubersehen werden, dass einige Argumente der Bewegung
»,von unten* auch durchaus populdre Unterstiitzung erfahren. So lassen sich
kritische Stimmen auch in den etablierten Umweltverbanden, Medien, bis hin
zur Enquete-Kommission finden. So schreibt der Vorsitzende der zweiten En-
guete-Kommission ,, Lokale Agenda 21/Zukunftsféhiges Berlin“, Hartwig Ber-
ger (Bundnis 90/Die Grinen), in der Berliner Umweltzeitung ,, Der Rabe Ralf*:
»1ch flrchte, dass mit dem Leitbild der Nachhaltigkeit ein mé&chtiger politischer
Selbstbetrug kaschiert wird* (Berger, 2000, S. 20). Berger greift die ,,Macht des
globalisierten Kapitals® an. Mit Aussagen wie , Okologische Lebensstile und
Klassengesellschaft schlief3en sich aus® findet Berger deutliche Worte, mit
denen aber kaum ein Konsens mit Wirtschafts-Verteterlnnen am Runden Tisch
gefunden werden dirfte. Ein Konsens ist aber offenbar auch nicht sein Zidl:
,Eine Agenda 21, die wirklich auf die Uberlebensfahigkeit der menschlichen
Gesellschaft im anbrechenden Jahrhundert zielt, 1&sst sich nur im Konflikt mit
dem neoliberalen Crashkurs aufstellen und erst recht nur gegen ihn durchset-
zen" (Berger, 2000, S. 21). Berger stellt somit das Konsensprinzip der Lokalen
Agenda 21 in Frage.
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Aus dieser Perspektive spricht das Festhalten an der Lokalen Agenda 21 fir
eine Machbarkeitspolitik, die Alternativen entbehrt, an die sie wirklich glaubt.
Die Aktivitaten der Lokalen Agenda 21 sind zwar derzeit ,, machbar”, institutio-
nalisieren sich zunehmend und eréffnen gar Berufsperspektiven. Sie entspre-
chen aber offensichtlich nicht dem, was bestimmte Teile der lokalen Initiativen
und auch ein Teil der kritischen Agenda-Akteure a's notwendig und glaubwr-
dig wahrnehmen.

Diese Kritik an der Agenda 21 muss nicht zu dem Schluss fuhren, die LA 21
grundsétzlich abzulehnen. Sie pladiert vielmehr fir ein Versténdnis von Partizi-
pation im Sinne von Teilhabe (,, von unten*) im Gegensatz zur blof3en Teilnah-
me (,,von oben*) (vgl. Sachs-Pfeiffer, 1989). Sie unterstreicht, dass eine lokale
Initiative durchaus nicht nur an einer vorgefertigten und beschlossenen ,, Agen-
da 21" tellnehmen muss, sondern sich als selbstbestimmte Initiative damit aus-
einandersetzen soll und in einem ergebnisoffenen Prozess entscheidet, ob und in
welcher Form sie sich einem Programm wie der Agenda 21 anschlieft. Der Rio-
Text ,Agenda 21“ sollte also — insbesondere bezlglich der Beteiligung der
gesellschaftlichen Gruppen - noch einmal grundsétzlich tberdacht und Teile
daraus gegebenenfalls angepasst werden.

In dieser Auseinandersetzung stellt sich auch die Frage, ob Partizipation immer
as Begriffspaar mit dem Konsens-Konzept gekoppelt sein sollte, wie es die
Agenda 21 anbietet. Im néchsten Abschnitt wird daher diskutiert, ob die ,,win-
win“- und Konsensstrategien der LA 21 tatséchlich zukunftsféhig oder ein
Auslaufmodell sind.

6.3. Konsens oder Konflikt — Strategiewechsel in der Nachhaltigkeits-
politik?

Nachhaltige Entwicklung und Lokale Agenda 21 sind as Ubergreifende Kon-
zepte bereits zum (verbalen) Status quo fur die traditionelle Politik und auch fir
viele soziale Bewegungen geworden. Die breite Rezeption dieser Konzepte liegt
aber weniger an dem breiten gesell schaftlichen Konsens tber ihre klaren politi-
sche Ziele, als vielmehr an der Unscharfe der Begriffe. Linneweber (1998)
argumentiert, dass ,,, Nachhaltigkeit’ ein unscharfes, von den involvierten Ak-
teuren in selbstdienlicher Weise zu verwendendes Pradikat ist* (S. 66). Ebenso
wird ,, Partizipation® als definitionsoffener Begriff von unterschiedlichen gesell-
schaftlichen Gruppen in unterschiedlicher Weise benutzt. Im Rahmen der
Agenda 21 ist Partizipation immer mit dem Begriff , Konsens* gekoppelt: ,,Bis
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1996 soll sich die Mehrzahl der Kommunalverwaltungen der einzelnen Lander
gemeinsam mit ihren Burgern einem Konsultationsprozess unterzogen haben
und einen Konsens hinsichtlich einer ,kommunalen Agenda 21‘ fir die Ge-
meinschaft erzielt haben* (BMU, 1997, S. 231). Diese Koppelung hat mindes-
tens zwei Implikationen, die in der Agenda 21 nicht weiter ausgefthrt werden:

® Es gibt gleiche Interessen zwischen den beteiligten Akteuren. Ein Konsens
kann hergestellt werden.

® Die Konsense (unter teilweiser Nichtberiicksichtigung der Dissense) bedeu-
ten einen gesellschaftlichen Gewinn im Sinne der nachhaltigen Entwicklung.

Diese Vorannahmen vernachlassigen mogliche Dissense zwischen den gesell-
schaftlichen Gruppen; Widerspriiche zwischen den drei Sdulen der Nachhaltig-
keit Okologie, Okonomie und Soziales werden nicht bedacht; Machtunterschie-
de zwischen den Akteuren werden ausgeblendet. Das erfordert Probleml6sun-
gen, die 6konomisches Wachstum und 0Okologische Reduktion von Natur-
verbrauch, Produktivitétssteigerung und Verringerung des Verbrauchs fossiler
Energien, den Erhalt des Status quo der privilegierten Schichten und gleichzei-
tige Reduktion der Armuts-Reichtums-Schere, traditionelle Politik und Subpoli-
tik miteinander verbinden. Dass diese Widerspriiche in einem breiten Konsens
auflésbar sind, ist offensichtlich sehr umstritten (im Zusammenhang mit Nach-
haltigkeit und Agenda 21 vgl. z. B. Eblinghaus & Stickler, 1996; Spehr, 1996;
Altvater, 1998; Berger, 2000). Uberall dort, wo Interessenunterschiede nicht
durch kreative Problemldsungen in Konsense umgewandelt werden koénnen,
werden LA 21-Initiativen nur durch die,, Verbreiterung der Basis (Einbeziehung
weiterer Birger, Erhéhung des Empdrpotentials in der Sozietét via Massenme-
dien etc.) oder durch politikinternes Lobbying“ (de Haan et al., 2000, S. 179)
erfolgreich sein konnen.

Partizipation kann somit anhand der Verbindung mit dem Gegensatzpaar ,, Kon-
sens-Dissens® differenziert werden:

(1) Partizipation im Sinne des Konsens

Birgerlnnen und andere gesellschaftliche Gruppen werden an politischen
L 6sungsprozessen beteiligt. Eine geringe Beteiligung reicht aus, um L6-
sungsideen zu entwickeln, die den Entscheidungstragerinnen zur Verfiigung
gestellt werden. Diese Vorschlage sind nicht verbindlich.
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Der mogliche Gewinn dieser Partizipation liegt in der Anreicherung des
Wissens fir Probleml ésungen. Die sozia psychol ogische Gruppenforschung
weist darauf hin, dass die Erweiterung von Wissen zu besseren Losungen
von Aufgaben und Problemen fihrt. Scholl (1996) argumentiert, dass in ei-
nem Gruppenprozess das Wachstum an Wissen am grofdten ist, wenn die
Gruppe nicht zu kongruent, aber auch nicht zu unterschiedlich ist. Das Ver-
haltnis zwischen der kognitiven Gruppenkongruenz und der Erweiterung
von Wissen ist kurvilinear. Demnach ist die Einbindung von , Querden-
kern® in den Problemlsungsprozess bis zu einem gewissen Grad durchaus
sinnvoll. Ihre unterschiedlichen Perspektiven kénnen zu neuen und innova-
tiven Ideen fihren, wahrend eine ganz homogene Gruppe zu dem
»groupthink”-Effekt (vgl. Smith et al., 1986) neigt, d. h. alle Gruppenmit-
glieder einer Meinung sind und kein neues Wissen generieren.

Ubertragen auf die Lokale Agenda 21 kann also die , Partizipation im Sinne
des Konsens* zu besseren Problemlsungen fihren. Die Partizipation meh-
rerer gesellschaftlicher Gruppen erhoht die Perspektivenvielfalt und wird
innerhalb der gegebenen Machtverteilung nachhaltigere Losungen erzeu-
gen.

(2) Partizipation im Sinne des Dissens

Diese Form der Partizipation zielt darauf ab, eine von der traditionellen Po-
litik unabhangige politische Kraft aufzubauen und somit nicht nur beratende
Funktion zu haben, sondern wenn nétig, auch tber politischen Druck, ge-
wunschte Entscheidungen herbeizufiihren. Im Unterschied zum Konsens-
Modell werden hier Machtgrenzen zwischen den Interessengruppen neu
ausgehandelt. Diese Form von Partizipation ist auf die Mobilisierung von
breiten Bevolkerungsgruppen angewiesen, da ohne diese kein Druck er-
zeugt werden kann.

In den sozialen Bewegungen lassen sich Tendenzen beobachten, die darauf
hinweisen, dass die Zeit der Konsensverfahren und der win-win-Strategien zu
Ende geht und von einer Phase des Dissens abgel0st wird. Fur diese Entwick-
lung sprechen einerseits Stimmen aus Reihen der Berliner Agenda 21-Akteure,
die nicht (mehr) an die Konsensstrategien und die ,, endlosen Diskussionen an
runden Tischen, die nirgendwo hinfihren® glauben und frustriert Gber den
Agenda-Prozess sind. Dafur kénnte auch die Beobachtung sprechen, dass eine
Veranstaltung wie die Podiumsdiskussion ,, Nachhaltige Entwicklung as Ideo-
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logie?*>, in der Widerspriiche zwischen Konsens und Protest, zwischen Nach-
haltigkeit und Wachstum, zwischen Kapitalismus und Umweltschutz diskutiert
werden, viele Zuhotrerinnen und Mitdiskutiererinnen anzieht (vgl. Vinzing,
2001). Hingegen sammeln sich auf ,,Konsens‘-Veranstaltungen, wie etwa den
Podien der AgendaWerkstatt, kaum mehr Menschen als die Hauptamtlichen und
der , harte Kern* der Lokalen Agenda 21 Berlin.

Jenseits der Lokalen Agenda 21 ist die Verschiebung von der Konsens- und
win-win-Strategie hin zu Konfliktstrategien und offeneren Protesten deutlicher
erkennbar. Ein populéres Beispiel daflr sind insbesondere die weltweiten Pro-
testbewegungen, die durch den Widerstand gegen die Welt-Handels
Organisation (WTO), die Weltbank, gegen die EU- und G 8-Gipfel in Sesttle,
Washington, Prag, Goéteborg und Genua eingeleitet wurden (vgl. Leggewie,
2000; Honigstein, 2001). Diese Proteste organisieren sich in lockeren Netzwer-
ken und sind weltweit iber das Internet prasent.® Im Gegensatz zur Lokalen
Agenda 21 erzeugten diese Proteste eine breite Medien-Berichterstattung und
eine gesellschaftliche Debatte. Diese Offentlichkeitswirksamkeit ist sicher
durch die Grof3e und die Radikalitéat der Proteste zu erkléren. Aber ebenso sollte
ins Kakuil gezogen werden, inwieweit konsequente Forderungen gegen das
globale Finanzkapital und die politisch Mé&chtigen nicht auch inhaltlich den
Nerv der Offentlichkeit eher treffen, as die Hoffnung auf einen Konsens mit
ebendiesen.

Derartige inhaltliche Vorbehalte der Burgerlnnen und anderer gesellschaftlicher
Gruppen gegen die Ziele der Agenda 21 werden m. E. im Agenda-Prozess ver-
nachlassigt. Statt den Schliissel zur breiten Beteiligung in dem Verstandnis des
ernstzunehmenden Ausspruchs ,, Wir glauben nicht an das Konsens-Gerede” zu
suchen, wird er in mangelnder Offentlichkeitsarbeit und unzureichenden Betei-
ligungsmethoden vermutet.

Um einen Lokale Agenda 21-Prozess mit breiter Beteiligung zu erreichen, soll-
ten neben den immer wieder genannten Erfolgsfaktoren - wie Ressourcen, Of-

® Auf dem Podium diskutierten Elmar Altvater (FU Berlin), Stefan Richter (Griine Liga),
Stefan Summerer (Umweltbundesamt), Hartwig Berger (Buindnis 90/Die Griinen).

% Eine Auswahl der groRen Netzwerke sei hier genannt: Attac/Frankreich: www.attac.org;
Linkes Netzwerk/Deutschland: www.nadir.org; Global Day of Action/Australien: www.s11.
org; Reclaim the Streets/Grof3britannien: www.gn.apc.org/rts; 50 Y earsis enough/USA: www.
50years.org; Diverse women for diversity: www.vshiva.org; People's global action/Weltweit:
www.agp.org; Protest Net/Weltweit: www.protest.net.
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fentlichkeitsarbeit, Medienberichterstattung, Konkretheit der Projekte etc. -
auch grundlegende Strategien diskutiert werden. Neben der Konsensstrategie
sollte ernsthaft Gber konstruktive Dissensstrategien jenseits der reinen Konfron-
tation, wie sie von Teilen der Umweltbewegung der 70er und 80er Jahre vertre-
ten wurde, nachgedacht werden. Der neue Weg zwischen blof3er verhinde-
rungswilliger Subpolitik® und der reinen Konsensstrategie der derzeitigen Lo-
kalen Agenda 21 muss durch ein Verbindungsstiick zwischen den Agenda-
Arbeitsgruppen und der politischen Durchsetzung der Resultate gefunden wer-
den.

7. Ausblick

Die Zukunft des Lokale Agenda 21-Prozesses ist schwer abzusehen. In Berlin
scheint der Fortlauf des Prozesses auf gesamtstadtischer Ebene fir die nachsten
Jahre gesichert. Insbesondere der Beschluss zur Erarbeitung einer Berliner
Agenda 21 bis zum Jahr 2003, die Einrichtung einer zweiten Enquete-
Kommission und die Neustrukturierung des Agendaforums Berlin und Bran-
denburg versprechen eine Waelterentwicklung im Berliner Agenda-Prozess.
Somit entspricht Berlin dem derzeitigen Trend der deutschlandweiten Agenda-
Aktivitdten (vgl. Rosler, 1999, S. 19: 90 % der Stadte des Deutschen Stadteta
ges bezeichnen die Entwicklung einer LA 21 alsihre Aufgabe).

Das Abebben der Aktivitédten in den Berliner Bezirken — das Auslaufen des
Berliner Koordinatorinnenmodells ist ein pragnantes Beispiel dafir — verdeut-
licht aber auch, auf welch wackeliger Basis dieser Prozess hinsichtlich eines
breiten Konsultationsprozesses steht. Blickt man auf Vorreiter-Lander der
LA 21 wie Grof3britannien und die Niederlande, so findet man dort Beispiele
daftr, dass Agenda-Prozesse recht schnell wieder abflauen kénnen (vgl. Coe-
nen, 2000).

Legt man die Stabilisierungs-Kriterien von Brand et al. (2000b) zugrunde, so
kann der Agenda-Prozess in Berlin weder auf Stadtbezirks- noch auf gesamt-
stadtischer Ebene als stabilisiert gelten. Die beiden Kriterien der Stabilisierung
erfordern,

> Als streitbares Beispiel fir diese Verhinderungspolitik wird héufig die Umweltbewegung
der 70er Jahre genannt (vgl. de Haan, 2000, S. 181).
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@ dass die neu entstehenden (partizipativen, dialogischen, querschnittsorientier-
ten) Politikformen eine effizient und sozial angemessene Problembearbei-
tung darstellen und

® sie das diesen Politikformen zugrunde liegende Leitbild der Nachhaltigkeit
Offentlich symbolisieren konnen und ihr dadurch breite Akzeptanz verschaf-
fen (S. 244 1).

Der Berliner Agenda 21-Prozess kann bislang weder Effizienz noch eine breite
Akzeptanz seines L eitbildes vorweisen.

Das grofdte Problem des Berliner Prozesses ist die geringe Blrger-Beteiligung.
Dem derzeit recht aktiven gesamtstédtischen Agenda-Prozess, der mal3geblich
durch professionelle Agenda-Akteure geprégt ist, steht eine abbréckelnde Basis
auf der Stadtbezirksebene gegeniiber. Um langfristig diese Kluft zu schlief3en,
wird die Partizipations-Strategie der Lokalen Agenda 21 hinsichtlich ihres
Schwerpunktes auf dem Konsensprinzip grundlegend tberdacht werden mis-
sen.

In dieser Hinsicht sind insbesondere folgende Forschungsperspektiven weiter-
fUhrend:

® Der Wechsel von der Konsens- zur Dissensstrategie

Eine neue Tendenz zu konfrontativem Vorgehen in sozialen Bewegungen ist
keine Agenda spezifische Entwicklung. Die Lokale Agenda 21 wirde aber
ein interessantes Untersuchungsfeld dafir darstellen, wie sich der Schwer-
punkt auf Konsens- versus Dissensstrategien zukinftig entwickeln wird.

® Die Professionalisierung der Bewegungsstrukturen

Das Kapitel 28 des Rio-Dokumentes fordert den breiten Konsultationspro-
zess mit den Burgerlnnen. Langerfristig beteiligt sind aber mal3geblich Ak-
teure, die sich aus zuvor bestehenden Initiativen oder aus der LA 21 neu her-
aus gebildeten Gruppen professionalisieren und — haufig freiberuflich - ihren
L ebensunterhalt mit Lokale Agenda-Projekten verdienen. Diese Entwicklung
wird durch die EinfUhrung von Marktanreizen, wie z. B. in der Berliner Pro-
jektborse, gefordert. Das fuhrt zu einer gewissen Konkurrenz zwischen Ak-
teuren, die zum einen die Innovation von Nachhaltigkeitsstrategien fordern
soll, zum anderen aber die ehrenamtliche Beteiligung von Birgerlnnen
bremst.
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® Die Selbstorganisation von Interessenvertretung

Die Bankbildung bei der Neukonstituierung des Agendaforums stellt ein in-
teressantes Beispiel fir selbstorganisierte Interessenvertretung dar. Hier wére
insbesondere die Legitimierung der Vertreterinnen von Interesse. Entspre-
chend des Vorwurfs, die Bankbildung bliebe hinter dem etablierten demokra-
tischen Regelwerk zurlick, wére zu untersuchen, ob mit einer solchen selbst-
organisierten Interessenvertretung einer allgemeinen Politikverdrossenheit
wirklich entgegengewirkt werden kann. Weiterfiihrend ware auch die Unter-
suchung von Organisations- und Kommunikationsformen zwischen den
Banken und der Basis, die sie vertreten.

Literatur

Abgeordnetenhaus von Berlin, Enquetekommission ,, Zukunftsfahiges Berlin® (1999a).
Zukunftsfahiges Berlin: Bericht der Enquetekommission , Zukunftsfahiges Ber-
lin“. 13. Wahlperiode. Berlin.

Abgeordnetenhaus von Berlin, Enquetekommission ,, Zukunftsfahiges Berlin“ (1999b).
Zukunftsfahiges Berlin: Anlagenband zum Bericht der Enguetekommission "Zu-
kunftsfahiges Berlin". 13. Wahlperiode. Berlin.

Abgeordnetenhaus von Berlin (Drs 13/2395). Mitteilung - zur Kenntnisnahme - Uber
Lokale Agenda 21 fir Berlin vom 21. Januar 1998 - Drs Nr. 13/512 und
Nr. 13/1643. Berlin.

Abgeordnetenhaus von Berlin (Drs 13/4138). Beschluss des Abgeordnetenhauses von
Berlin vom 23. September 1999 Uber Erstellung einer ,,Lokalen Agenda 21 Ber-
lin“. Berlin.

Abgeordnetenhaus von Berlin (Drs 13/4142). Beschluss des Abgeordnetenhauses von
Berlin vom 23. September 1999 Uber Agenda-Werkstatt in der Rummelsburger
Bucht. Berlin.

Agendaforum (Hrsg.) (2000a). Agendaforum - Selbstverstéandnis und Verfahrens-
grundsatze. Berlin.

Agendaforum (Hrsg.) (2000b). Agendaforum - Interessengruppen, Politik und Blrger
arbeiten an einem Zukunftsprogramm fir die Stadtregion Berlin. Berlin.

55



Altvater, E. (1998). Das Wiesdelwort ,, Sustainability”. Vortrag auf der Festveranstal-
tung zur Verlethung des Dr. Victor Wendland-Ehrenringes der Stiftung Natur-
schutz Berlin an Prof. Dr. Martin Janicke am 26. August 1998. Grunstift 11/12:
28-33.

Arbeitsgruppe Birgerbeteiligung (2000). Dokumentation der Zukunftswerkstatt zur
» BUrgerbeteiligung im Agenda-21-Prozess Berlin“ vom 4. Dezember 2000: www.
agendaforum.agenda-21.net/docs/Dok_ZW_BB.doc (Stand: 01. Méarz 2001).

Bacher, T., Rutkies, B., Theermann, G. (1991). Soziale Bewegungen im Umweltbe-
reich. In Manfred Cramer (Hrsg.), Unser Doppelleben. Neue Sudien zur Unmwelt-
betroffenheit. Mnchen: FH, Fachbereich Sozialwesen, S. 77-102.

Baetghe, M., Denkinger, J., Kadritzke, U. (1995). Das Fuhrungskrafte-Dilemma.
Manager und industrielle Experten zwischen Unternehmen und Lebenswelt.
Frankfurt am Main.

Banner, G. (1998). Von der Ordnungskommune zur Dienstleistungs- und Birgerkom-
mune. Der Burger im Staat, 48 (4), 179-186.

Baumann, F. (2000). Models for public participation - an overview. In European Aca-
demy of the Urban Environment (Hrsg.), The City in Dialogue. Public Participa-
tion Srategies for Urban Development in Central and Eastern European Cities.
Berlin, S. 101-105.

Beck, U. (1993). Die Erfindung des Politischen. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

Berger, H. (2000). Die Wdlt ist keine Ware. Unzeitgemél3e Betrachtungen zu Griiner
Umweltpolitik. Der Rabe Ralf, 11, (84): 20-21.

Bergstedt, J. (1998). Agenda, Expo, Soonsoring - Recherchen im Natur schutzfilz. Band
1. Daten, Fakten, historische und aktuelle Hintergrinde. Frankfurt am Main:
IKO-Verlag fur interkulturelle Kommunikation.

Bergstedt, J., Hartje, J., Schmidt, T. (1999). Agenda, Expo, Sponsoring - Recherchen
im NaturschutZfilz. Band 2: Perspektiven radikaler, emanz patorischer Umwelt-
schutzarbeit. Frankfurt am Main: IKO-Verlag fir interkulturelle Kommunikation.

Bergstedt, J., Sundermann, J., Nitsch, O. (1999). Stein des Anstol3es: Agenda-Fieber
statt eigener Perspektiven? ,, Rundbrief* der Initiative Psychologie im Umwelt-
schutz (IPU) e. V., 10 (Sept. 1999): 25-30.

Berliner Briefe (2000a). 151 Zukunftsideen fur Berlin und Brandenburg. Berliner
Briefe - Nachrichten zur Lokalen Agenda 21, 30: 7.

Berliner Briefe (2000b). Stadt@Planet, Kinder@Zukunft. Themen und Termine der
AgendaWerkstatt im Juli und August. Berliner Briefe - Nachrichten zur Lokalen
Agenda 21, 29 (Juli/August 2000): 11.

56



Berliner Briefe (2000c). Berliner Abgeordnetenhaus setzt Enguetekommission ein.
Berliner Briefe - Nachrichten zur Lokalen Agenda 21, 30 (September 2000):4.

Blais, R. (2000b). Agenda 21-Filz in Berlin. Sachelige Argumente, 5: 32-33.

Blais, R. (2000a). Expo 2000 ist Agenda 21! Berliner Briefe - Nachrichten zur Loka-
len Agenda 21, 29 (Juli/August): 15.

Blgia, M. (1998). Der Hagener Agenda-Prozess. In Stefan Kuhn, Gottfried Suchy,
Monika Zimmerman (Hrsg.), Lokale Agenda 21 - Deutschland. Kommunale Stra-
tegien fur eine zukunftsbesténdige Entwicklung. Berlin: Springer, S. 113-118.

Bundesministerium fur Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau (BMBau) (Hrsg.)
(1996). Lokale Agenda 21: Teill A: Sand und Perspektiven der Umsetzung von
Kapitel 28 in Deutschland, Teil B: Ubersicht tber internationale Programme und
Srategien. Schriftenreihe Forschung.

Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) (Hrsg.)
(1996). UmweltbewuR3tsein in Deutschland. Ergebnisse einer repréasentativen Be-
vOlkerungsumfrage 1996. Berlin.

Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) (Hrsg.)
(2997). Umweltpolitik. Agenda 21. Konferenz der Vereinten Nationen fur Umwelt
und Entwicklung im Juni 1992 in Rio de Janeiro. Bonn.

Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) (Hrsg.)
(1998). Umweltbewuftsein in Deutschland 1998. Ergebnisse einer reprasentati-
ven Bevolkerungsumirage. Berlin.

Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) (Hrsg.)
(2000). Umweltbewufdtsein in Deutschland 2000. Ergebnisse einer reprasentati-
ven Bevolkerungsumfrage. Berlin.

Born, M., Heidorn, F., Stuik, H., Zachow, E. (2000). Neue Formen der Birgerbeteili-
gung. Ein praktischer Handlungdleitfaden fur S&dte und Gemeinden. Bremen.

Brand, K.-W., Christ, E., Heimerl, A. (1999). Bedingungen der institutionellen Stabili-
sierung lokaler Agenda-Prozesse. Zwischenbericht. Mnchen.

Brand, K.-W., Karg, L., Warsewa, G. (2000a). Bedingungen institutioneller Stabilisie-
rung lokaler Agenda 21-Prozesse - Modellhafte Stabilisierungspfade. Zwischen-
bericht, M&rz 2000.

Brand, K.-W., Chrigt, E., Heimerl, A. (2000b). Lassen sich Lokale Agenda-Prozesse
auf Dauer stabilisieren? In Hubert Heinelt, Eberhard Muhlich (Hrsg.), Lokale
»Agenda 21" Prozesse. Erklarungsansitze, Konzepte, Ergebnisse. Opladen:
Leske + Budrich, S. 241-256.

57



Coenen, F. (2000). The Diffusion of Local Agenda 21 in the Netherlands. Vortrag auf
der internationalen Konferenz ,, Diffusion of Environmental Policy Innovations® in
Berlin, 08.-09. Dezember 2000, im Wissenschaftszentrum Berlin.

Dangschat, J. S. (1997). Lokale Agenda 21. Erfahrungen am Beispiel Hamburg. For-
schungsjournal Neue Soziale Bewegungen, 10 (4): 80-86.

Deutsches Institut fir Urbanistik (DIFU)/Forschungsstelle fur Umweltpolitik (FFU)
(1999). Evaluation des Berliner Koordinatoren-Modells zur Lokalen Agenda 21.
Abschlussbericht der Studie im Auftrag der Senatsverwaltung fur Stadtentwick-
lung, Umweltschutz und Technologie Berlin. Berlin.

Eblinghaus, H., Stickler, A. (1996). Nachhaltigkeit und Macht. Zur Kritik an Sustai-
nable Development. Mit einer Dokumentation der Debatte um die Sudie ,, Zu-
kunftsfahiges Deutschland” . Frankfurt am Main.

Eckerberg, K., Forsberg, B., Wickenberg, P. (1998). Sweden: Setting the Pace with
Pioneer Municipalities and Schools. In William M. Lafferty, Katarina Eckerberg
(Hrsg.), From Earth Summit to Local Agenda 21. Working Towards Sustainable
Development. London: Earthscan, pp. 45-75.

Enquete-Kommission Schutz des Menschen und der Umwelt (1998). Konzept Nach-
haltigkeit. Vom Leitbild zur Umsetzung. Abschlussbericht. Bonn.

Fischer, A. (2000). Koordinatoren stabilisieren Agenda-Prozess. Ergebnisse der Eva-
luationsstudie des Berliner Koordinatoren-Modells zur Lokalen Agenda 21. Berli-
ner Briefe - Nachrichten zur Lokalen Agenda 21, 27 (Mai 2000):8.

Fischer, C. (2001). , Das gehort jetzt irgendwie zu mir“. Mobilisierung von Jugendli-
chen aus den neuen Bundesléandern zum Engagement in einem Umweltverband.
Eine explorative Studie am Beispiel der BUNDjugend. Vorabversion der Disserta-
tion an der TU Chemnitz.

Fukuyama, F. (1999). Social Capital and Civil Society. International Monetary Fund.
http://www.imf/org/external/pubs/ft/seminar/1999/ref orms/fukuyama.htm (Stand:
21. Oktober 1999).

Gamson, William A. (1988). Political discourse and collective action. In Bert Klan-
dermans (Ed.), From Structure to Action: Comparing Movement Participation
Across Cultures. Greenwich, CT: JAI Press, pp. 219-244.

Geil3, B. (2000). Soziales Kapita as Erfolgsbedingung lokaler Partizipation? Fall-
beispiele aus US-amerikanischen und bundesrepublikanischen Stadten. Vortrag
auf der Tagung ,, Politische Partizipation und Protestmobilisierung im Zeitalter der
Globaisierung® des AK Soziale Bewegungen der DVPW, der Otto-Brenner-
Stiftung und des Wissenschaftszentrums Berlin, am 30. Juni bis 01. Juli 2000 im
Wissenschaftszentrum Berlin fir Sozialforschung, Berlin.

58



Geil¥d, B., Kern, K. (2000). Soziaes Kapital und Lokale Agenda 21. Lokale umwelt-
politische Initiativen in den USA. In Hubert Heinelt, Eberhard Mihlich (Hrsg.),
Lokale , Agenda 21" Prozesse. Erklarungsansatze, Konzepte, Ergebnisse. Opla-
den: Leske + Budrich, S. 257-276.

de Haan, G., Kuckartz, U., Rheingans, A. (1996). Lokale Agenda 21: Der Stand der
Dinge November 1996. Papers 96-135, Forschungsgruppe Umweltbildung, Freie
Universitét Berlin.

de Haan, G., Kuckartz, U., Rheingans-Heintze, A. (2000). Burgerbeteiligung in Lokale
Agenda 21-Initiativen. Analysen zu Kommunikations- und Organisationsformen.
Opladen: Leske + Budrich.

Honigstein, R. (2001). Wem gehort die Welt? Greenpeace Magazin, 2: 10-21.

Jungk, R., Mllert, N. R. (1989). Zukunftswerkstatten. Mit Phantasie gegen Routine
und Resignation. Munchen: Heyne.

Kern, K. (1999). Gewerkschaften und Nachhaltigkeit - nationale und lokale Nachhal-
tigkeitsdiskurse aus der international vergleichenden Perspektive. Unverdtffent-
lichtes Manuskript.

Kern, K. (2001). Transnationale Stadtenetzwerke in Europa. In: Eckhard Schroter
(Hrsg.), Empirische Policy- und Verwaltungsforschung. Lokale, nationale und in-
ternational e Per spektiven. Opladen: Leske + Budrich, S. 95-116.

Kuhn, S., Suchy, G., Zimmerman, M. (1998). Lokale Agenda 21 - Deutschland. Kom-
munale Strategien fur eine zukunftsbestandige Entwicklung. Berlin: Springer.

Lafferty, W. M. (Hrsg.). (1999). Implementing LA 21 in Europe: New Initiatives for
Sustainable Communities. Oslo: ProSus.

Lafferty, W. M., Coenen, F. (2000). The Diffusion of Loca Agenda 21 in Twelve
European Countries. Vortrag auf der internationalen Konferenz ,, Diffusion of En-
vironmental Policy Innovations* in Berlin, 08.-09. Dezember 2000, im Wissen-
schaftszentrum Berlin fur Soziaforschung, Berlin.

Leggewie, C. (2000). David gegen Goliath: Seattle und die Folgen. Aus Politik und
Zeitgeschehen - Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament, B 48: 3-4.

Local Government Management Board (LGMB) (Hrsg.) (1998). Innovations in Public
Participation. London.

Linneweber, V. (1998). ,Nachhaltige Entwicklung* als unscharfes Prédikat. Umwelt-
psychologie, 2 (1): 66-76.

Mayreder, R. (1925). Der typische Verlauf sozialer Bewegungen. Soziologie und
Sozial philosophie: Schriften der Sozologischen Gesellschaft. Wien.

59



Moldaschl, M. (1998). Internalisierung des Marktes. Neue Unternehmensstrategien
und qudlifizierte Angestellte. In IfS-Frankfurt am Main, INIFES-Stadtbergen,
ISF-Minchen, SOFI-Gottingen (Hrsg.), Jahrbuch sozalwissenschaftliche Tech-
nikberichterstattung: Moderne Dienstleistungswelten. Berlin: edition sigma,
S. 197-250.

Mordhorst, P. (1998). Das Falbeispiel Hamburg. In Cornelia Résler (Hrsg.): Sadte
auf dem Weg zur Lokalen Agenda 21. Dokumentation des 2. Erfahrungsaus-
tauschs (2. erganzte Aufl.). Berlin: Deutsches Institut fur Urbanistik (DIFU),
S. 61-72.

Mdller, E. O. (2000a). Agendaforum im Aufbau. Zur Grindungsveranstaltung am 4.
Juli und den Perspektiven des Agenda-Prozesses. Berliner Briefe - Nachrichten
zur Lokalen Agenda 21, 30 (September 2000): 2-3.

Mdller, E. O. (2000b). Startschuss fur Zukunftsdialog. Berliner Briefe - Nachrichten
zur Lokalen Agenda 21, 31 (September 2000): 7.

Mdller, E. O. (2000c). Berlins Baustelle furs 21. Jahrhundert. Berliner Briefe - Nach-
richten zur Lokalen Agenda 21, 28 (Juni 2000): 8-9.

Mdller, E. O. (2000d). Lust auf Zukunft? Berliner Briefe - Nachrichten zur Lokalen
Agenda 21, 29, (Juli/August 2000): 10.

Mdller, E. O. (2000e). Einladung zum Aufbau des Agendaforums. Berliner Briefe -
Nachrichten zur Lokalen Agenda 21, 27 (Mai 2000): 6.

Mdller, E. O., Rastig, C., Wilhelmi, M. (2001). Demokratie weiterentwickeln. Positi-
onspapier zur Vorbereitung eines Handlungsfelds , Partizipation“ im Agenda-
Prozess der Hauptstadtregion (Entwurf). Zu beziehen tber das Biro des Agenda-
forums Berlin <agendaforum@agenda-21.net>.

Plalmeier, U. (1998). Aktivierende statt formale Burgerbeteiligung. In Berlin 21 —
Umwelt- und entwicklungspolitische Bilanz (Hrsg.), Berlin 21 — Umwelt- und
entwicklungspolitische Bilanz. Berlin: LN-Vertrieb, S. 50-53.

Putnam, R. D. (unter Mitarbeit von Robert Leonardi und Raffaella’Y. Nanetti) (1993).
Making Democracy Work. Civic Traditionsin Modern Italy. Princeton, NJ.

Richter, S. (1999). Politik und Lokale Agenda 21 - parallele Gleise? Berliner Briefe -
Nachrichten zur Lokalen Agenda 21, 23 (Jahreswechsel 1999/2000): 2-3.

Roder, C. (1996). Stand der Umsetzung der Lokalen Agenda 21 in deutschen Stédten.
Erste Ergebnisse der Difu-Umfrage. In Cornelia Rosler (Hrsg.), Lokale Agenda
21. Dokumentation eines Erfahrungsaustauschs. Berlin: Deutsches Institut fur
Urbanistik, S. 45-56.

Rodler, C. (Hrsg.) (1997). Sadte auf dem Weg zur Lokalen Agenda 21. Dokumentation
des 2. Erfahrungsaustauschs. Berlin: Deutsches Institut fir Urbanistik, S. 45-56.

60



Rodler, C. (1999). Lokale Agenda 21 in deutschen Stadten auf Erfolgskurs. Ergebnisse
der Difu-Umfrage 1999 bei den Mitgliedsstadten des Deutschen Stadtetages. In
Cornelia Rosler (Hrsg.), Lokale Agenda 21 auf Erfolgskurs. Dokumentation des
4. Erfahrungsaustauschs. Berlin: Deutsches Institut fur Urbanistik, S. 17-30.

Rodler, C. (2000). Lokale Agenda 21 in deutschen St&dten. In Hubert Heinelt, Eber-
hard Muhlich (Hrsg.), Lokale ,, Agenda 21“ Prozesse. Erklarungsansatze, Konzep-
te, Ergebnisse. Opladen: Leske + Budrich, S. 13-28.

Rucht, D. (1996). The impact of national contexts on social movement structures. A
cross-movement and cross-national comparison. In Doug McAdam, John D. Mc-
Carthy & Mayer N. Zald (eds.), Comparative perspectives on social movements.
Cambridge, MA: Cambridge University Press, pp. 185-204).

Rickert-John, J. (2000). Soziale Dimensionen der Nachhaltigkeit. Der Runde Tisch
zur nachhaltigen Entwicklung in Berlin und Brandenburg. Discussion Paper
P 00-523, Wissenschaftszentrum Berlin fir Sozialforschung, Berlin, http://skylla.
wz-berlin.de/pdf/2000/p00-523.pdf.

Sachs-Pfeiffer, T. (1989). Partizipation: Teilhaben statt Teilnehmen. In Wolfgang
Stark (Hrsg.), Lebensweltbezogene Pravention und Gesundheitsférderung: Kon-
zepte und Strategien fur die psychosoziale Praxis. Freiburg: Lambertus, S.
191-222.

Scholl, W. (1996). Effective Teamwork - A Theoretical Model and a Test in the Field.
In Erich H. Witte, James H. Davis (Hrsg.), Understanding Group Behavior. Mah-
wah, NJ: Lawrence Erlbaum Associates, S. 127-146.

Schumacher, Ulrike (1999). Zwischen Ausgrenzung und neuen Potenzialen. Die Mo-
dernisierung ehrenamtlicher Arbeit und der individuelle Mix von Téatigkeiten am
Beispiel des Engagements in Berliner Umweltschutzorganisationen. Discussion
Paper P 99-510, Wissenschaftszentrum Berlin fir Sozialforschung, Berlin, http://
skylla.wz-berlin.de/pdf/1999/p99-510.paf.

Schumacher, Ulrike (2001). Ressourcen im Wandel. Der strategische Umgang von
Umweltorganisationen mit der Diversifizierung ehrenamtlichen Engagements. In
Arbeitskreis Nonprofit-Organisationen (Hrsg.), Mission impossible? Strategie im
3. Sektor (im Druck).

Selman, P. (1998). Local Agenda 21: Substance or Spin? Journal of Environmental
Planning and Management, 41 (5): 533-553.

Selman, P., Parker, J. (1997). Citizenship, Civicness and Social Capital in Local
Agenda21. Local Environment, 2 (2): 171-184.

Serwe, H.-J. (1997). Nachhaltige Entwicklung in den Kommunen. Zum Stand der
Umsetzung einer Lokalen Agenda 21 in der Bundesrepublik, http://mww.
oekoregio.de/la21bund.htm (Stand: 17.04.1999).

61



Skocpol, T. (1997). Building Community Top-down or Bottom-up? America s Volun-
tary Groups Thrivein a National Network. Brookings Revue (Fall 97): 16-19.

Smith, K. A., Petersen, R. P., Johnson, D. W., Johnson, R. T. (1986). The effects of
controversy and concurrence seeking on effective decision making. Journal of So-
cial Psychology, 126: 237-248.

Spehr, C. (1996). Die Okofalle: Nachhaltigkeit und Krise. Wien: Promedia.

Sprenger, R. K. (1992). Mythos Motivation. Wege aus einer Sackgasse. Frankfurt am
Main: Campus.

Stadtpolitik von unten (1998). Lokale Agenda 21: Potenzmittel fur geknickte Bewe-
gungen? Die LA 21-Prozesse in Friedrichshain und Kreuzberg. In Berlin 21 —
Umwelt- und entwicklungspolitische Bilanz (Hrsg.), Berlin 21 — Umwelt- und
entwicklungspolitische Bilanz. Berlin: LN-Vertrieb, S. 39-45.

Stoff-lsenberg, S. (1998). Kommunale Agenda 21 in Hamburg — Von der Mitarbeite-
rinnenbeteiligung zum Projekt. In Stefan Kuhn, Gottfried Suchy, Monika Zim-
mermann: Lokale Agenda 21 - Deutschland. Kommunale Strategien fir eine zu-
kunftsbesténdige Entwicklung. Berlin: Springer, S. 129-136.

taz - Die Tageszeitung (2000). Nachhaltig mit Verfallsdatum. Eine funfmonatige
AgendaWerkstatt lief3 sich der Senat 825.000 Mark kosten. Doch kaum jemand
kommt. Unter Agenda-Aktivisten war sie von Anfang an umstritten. taz Berlin lo-
kal Nr. 6183 vom 04.07.2000, Berlin, S. 19.

Thimmel, S. (2000). Exponierte Projekte. Mensch? Natur? Technik? Berliner Briefe -
Nachrichten zur Lokalen Agenda 21, 29 (Juli/August 2000): 2-3.

UBA-Umweltbundesamt (Hrsg.) (1998). Der Prozess zu einer Lokalen Agenda 21 fur
Berlin-Kopenick. Teil 1: Bericht zur Prozessbegleitung (Texte 41/98), Teil 2. Ar-
beitsbldtter (Texte 42/98). Berlin.

Vinzing, G. (2001). Nachhaltige Entwicklung als Ideologie? Hoffnungen und Illusio-
nen der Agenda 21 Bewegung. Berliner Briefe 34, Online-Ausgabe: http://www.
agenda2lberlin.de.

Vogelsang, L. (1998). Offizielle Verpflichtungen. In Berlin 21 — umwelt- und ent-
wicklungspolitische Bilanz (Hrsg.), Berlin 21 — umwelt- und entwicklungspoliti-
sche Bilanz, Berlin: FDCL-Verlag, S. 15-16.

Vogelsang, L. (2000). ZukunftBerlin.de - Burger entwerfen neue Lebenswelten. Berli-
ner Briefe — Nachrichten zur Lokalen Agenda 21, 30 (September 2000): 5.

Walk, H., Brunnengréber, A. (2000). Die Globalisierungswachter: NGOs und ihre
transnationalen Netze im Konfliktfeld Klima. M unster: Westfaisches Dampfboot.

62



Young, S. (1998). The United Kongdom: A Mirage Beyond the Participation Hurdle?
In William Lafferty, Katarina Eckerberg (Hrsg.), From Earth Summit to Local
Agenda 21. Working Towards Sustainable Development, London: Earthscan,

pp. 179-203.

Zad, M. N., McCarthy, J. D. (1987). Social movements in an organizational society.
Selected essays. New Brunswick: Transaction Books.

Zukunftsrat Hamburg (2000). Stellungnahme des K oordinierungskreises des Zukunfts-
rates Hamburg zur Senatsmitteilung ,Lokale Agenda 21 in Hamburg® vom
18.08.1998 (Bu-Drs. 16/1260). Hamburg.

63



	Titelseite/Title Page
	Zitierweise/Citation Page
	Zusammenfassung/Abstract
	Inhaltsverzeichnis
	1. Einleitung
	2. Die Lokale Agenda 21 in Deutschland und Berlin
	2.1. Die Lokale Agenda 21 in Deutschland
	2.2. Die Lokale Agenda 21 in Berlin
	2.3 Berlin-Hamburg: ein kurzer Vergleich

	3. Erfahrungen aus der Agenda-Arbeit in den Berliner Stadtbezirken
	3.1 Die Organisation von Lokale Agenda 21-Initiativen in Berlin
	3.2. Erfolgs- und Misserfolgsfaktoren der LA 21 auf der Ebene der Berliner Stadtbezirke
	3.2.1. Partizipation
	3.2.2. Öffentlichkeitsarbeit
	3.2.3. Politische Verbindlichkeit

	3.3. Zusammenfassung

	4. Von der bezirklichen zur gesamtstädtischen Agenda
	4.1. Strukturen des gesamtstädtischen LA 21-Prozesses
	4.1.1. Vom Runden Tisch für Nachhaltigkeit zum Agendaforum
	4.1.2. Der öffentliche Arbeitskreis
	4.1.3. Die Enquete-Kommission „Lokale Agenda 21/Zukunftsfähiges Berlin“
	4.1.4. Die Projektagentur „Zukunftsfähiges Berlin“ und die Projektbörse „Partner für nachhaltige Entwicklung“

	4.2. Beteiligung und Öffentlichkeit im gesamtstädtischen Prozess
	4.2.1. Die AgendaWerkstatt 2000 – schwerer Start unter umstrittenen Voraussetzungen
	4.2.2. Zukunftswerkstatt zur Erstellung von Eckpunkten der Bürgerbeteiligung im Gesamtberliner Agenda-Prozess
	4.2.3. Die Lokale Agenda 21 Berlin im Internet

	4.3. Zusammenfassung

	5. Professionalisierung oder Ehrenamt?
	6. Diskussion: Partizipation und Konsens — Das Beteiligungskonzept der Lokalen Agenda 21
	6.1 Beteiligung auf Stadtbezirks- und auf gesamtstädtischer Ebene
	6.2. Partizipation „von unten“ oder „von oben“?
	6.3. Konsens oder Konflikt – Strategiewechsel in der Nachhaltigkeitspolitik?

	7. Ausblick
	Literatur
	Dokument-Ende/End of Document

